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1 Kurzdarstellung 

1.1 Aufgabenstellung und Zielsetzung1 
Lkw sind für den Warentransport unverzichtbar. Gleichzeitig steht die Branche unter Druck: Staus 
verursachen allein in Deutschland jedes Jahr einen volkswirtschaftlichen Schaden in Milliarden-
höhe und rund 90 Prozent der Unfälle auf den Straßen resultieren aus menschlichem Versagen2. 
Zudem bremst der Fahrpersonalmangel das Wirtschaftswachstum und könnte in Zukunft zu Ver-
sorgungsengpässen führen3. Autonome Lkw bieten zahlreiche Vorteile und haben großes Poten-
zial die Probleme der Logistikbranche zu lösen: 

 Reduzierung menschlichen Versagens: Etwa 90 Prozent der Unfälle im Straßenverkehr sind auf 
menschliches Versagen zurückzuführen. Durch den Einsatz autonomer Fahrzeuge kann diese 
Zahl signifikant gesenkt werden. 

 Potenzial zur Effizienzsteigerung: Autonome Lkw optimieren ihre Fahrweise, was Staus redu-
zieren und zu einer besseren Auslastung der Straßeninfrastruktur führen könnte. 

 Da autonome Lkw rund um die Uhr fahren können, lässt sich ihre Auslastung potenziell stei-
gern. Das könnte in bestimmten Szenarien dazu führen, dass weniger Fahrzeuge benötigt wer-
den – vorausgesetzt, die gesamte Logistikkette ist entsprechend optimiert. 

 Entlastung der Fahrer: Automatisierte Abläufe entlang der Lieferkette, wie z.B. automatisiertes 
oder autonomes Fahren in definierten Anwendungsfällen, können dazu beitragen, die Arbeits-
bedingungen für Fahrer zu verbessern. Dies ist besonders wichtig angesichts des bestehenden 
Fahrermangels in der Branche. 

Ziel des Projekts ATLAS-L4 war es, erstmals zu zeigen, dass autonom fahrende Lkw auf deutschen 
Autobahnen technisch machbar und sicher betreibbar sind. Im Vordergrund stand die Entwick-
lung von Technologien für die Fahrzeugfunktion sowie deren Umsetzung auf einer L4-tauglichen 
Fahrzeugarchitektur. Die Basis dafür bildeten L4-Konzepte für Bordnetz, Lenkung und redundan-
tes Bremssystem. Flankiert wurden diese Aufgaben durch die Betrachtung der einzuhaltenden 
Rahmenbedingungen, die sich aus dem Gesetz zum autonomen Fahren und der zugehörigen Au-
tonome-Fahrzeuge-Genehmigungs-und-Betriebsverordnung (AFGBV) ergeben. Dazu zählte ins-
besondere die technische Aufsicht, die im Projekt im Rahmen der Entwicklung des Control Cen-
ters umgesetzt wurde. Ergänzend wurden die Möglichkeiten der Teleoperation untersucht. Über-
greifend wurden Safety-Konzepte entwickelt, Security Risikoanalysen durchgeführt und darauf 
aufbauend eine Sicherheitsargumentation mit Freigabeprozess erstellt. 

1.2 Voraussetzungen 
In diesem Abschnitt wird auf die Voraussetzungen im Hinblick auf das Projektkonsortium, den ge-
setzlichen Rahmen, sowie die spezifischen Voraussetzungen der Autobahn GmbH beim Thema 
autonomes Fahren eingegangen. 

 
 
1 Dieser Abschnitt basiert auf https://www.atlas-l4.com/project/projekt.html und https://www.autobahn.de/digitales-
innovation/digitale-autobahn/autonomes-fahren  
2 https://www.dekra-roadsafety.com/de/mit-fahrerassistenzsystemen-sicherer-unterwegs/  
3 https://www.bgl-ev.de/fahrermangel-jetzt-entgegenwirken-bgl-stellt-aktionsplan-fahrermangel-vor/  

https://www.atlas-l4.com/project/projekt.html
https://www.autobahn.de/digitales-innovation/digitale-autobahn/autonomes-fahren
https://www.autobahn.de/digitales-innovation/digitale-autobahn/autonomes-fahren
https://www.dekra-roadsafety.com/de/mit-fahrerassistenzsystemen-sicherer-unterwegs/
https://www.bgl-ev.de/fahrermangel-jetzt-entgegenwirken-bgl-stellt-aktionsplan-fahrermangel-vor/


 

 

 

 Schlussbericht 5/38  

 

Die Autobahn GmbH des Bundes 

Das Konsortium setzte sich aus Industrie, Wissenschaft, Forschung und Verwaltung zusammen4: 

 Der Nutzfahrzeughersteller MAN Truck & Bus war im Projekt Konsortialführer und verantwort-
lich für die Gesamtsystementwicklung und die Integration aller Komponenten in das Fahrzeug.  

 Knorr-Bremse, Weltmarktführer für Bremssysteme, entwickelte die spezielle, redundant aus-
gelegte Bremssystemarchitektur, die den sicheren Betrieb eines Level-4-Lkw in jeder Situation 
ermöglicht. 

 Der Projektpartner LEONI stellte sicher, dass ebenso das Bordnetz und die elektronische Lei-
tungsverteilung des Automatisierungssystems unabhängig von möglicherweise auftretenden 
Fehlern immer zuverlässig funktionieren. 

 Robert Bosch Automotive Steering GmbH entwickelte ein fehlertolerantes Lenksystem für 
ATLAS-L4, das alle Anforderungen für die SAE-Level-4-Automatisierung erfüllt. 

 Das Münchner Startup FERNRIDE GmbH, das sich auf autonomes Fahren auf Logistikgelän-
den spezialisiert, untersuchte die Möglichkeiten von Teleoperation im vom Projekt adressier-
ten Hub-to-hub-Szenario.  

 Der Test-Tool-Hersteller BTC Embedded Systems AG widmete sich szenarien-basierten und 
simulativen Testansätzen zur Gesamtfahrzeugverifikation und Sicherheitsvalidierung unter be-
sonderer Berücksichtigung von kritischen Fahrsituationen. 

 Das Fraunhofer-Institut für Angewandte und Integrierte Sicherheit AISEC erweiterte im 
Projekt erstmalig seine Methoden für Security-Risikoanalysen auf automatisierte Lkw und ar-
beitete an Lösungen für ein holistisches Security-Management. Auf dieser Grundlage wurden 
Security-Risikoanalysen sowie Schutzkonzepte für die Lkw und ihr Ökosystem entwickelt. 

 Das Institut für Regelungstechnik der TU Braunschweig erarbeitete unter anderem Konzepte 
für den sicheren Betrieb von Level-4-Lkw sowie für die technische Self-Awareness von auto-
matisierten Fahrzeugen. 

 Der Lehrstuhl für Fahrzeugtechnik der TU München steuerte seine Expertise hinsichtlich ver-
schiedener Fahrdynamikaspekte bei und erarbeitete Interaktionskonzepte für die technische 
Aufsicht. 

 TÜV SÜD brachte bei den Projekttestfahrten seine umfassende Erfahrung mit Testumgebun-
gen für automatisierte Fahrzeuge ein, testete dabei die Fähigkeiten der Fahrzeuge selbst sowie 
die Validität der Simulation und bewertete im Rahmen des Freigabeprozesses die Sicherheit 
der Fahrzeuge. 

 Mit dem Gesetz zum autonomen Fahren fällt die Genehmigung von Betriebsbereichen auf Au-
tobahnen in die Zuständigkeit der Autobahn GmbH des Bundes. Im Rahmen des Projekts ent-
wickelte sie ein digitales Managementsystem für die Betriebsbereichsgenehmigung und 
brachte ihre langjährige Expertise im Bereich des kooperativen und vernetzten Fahrens in das 
Projekt ein. 

 Die WIVW GmbH baute einen Teleoperator-Arbeitsplatz auf, der durch die Kopplung mit der 
Fahrsimulation in SILAB die Steuerung eines virtuellen Lkw erlaubt. Die erarbeiteten Anforde-
rungen an einen Teleoperator-Arbeitsplatz konnten so in ein konkretes Konzept umgesetzt, im-
plementiert, visualisiert und evaluiert werden. 

 
 
4 Die Beschreibung des Konsortiums basiert auf https://www.atlas-l4.com/consortium/konsortium.html  

https://www.atlas-l4.com/consortium/konsortium.html
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Der gesetzliche Rahmen zum autonomen Fahren in Deutschland besteht aus dem „Gesetz zur 
Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und des Pflichtversicherungsgesetzes – Gesetz zum au-
tonomen Fahren“ und der „Autonome-Fahrzeuge-Genehmigungs-und-Betriebs-Verordnung“ 
(kurz: AFGBV). Damit hat Deutschland als erstes Land weltweit den Rechtsrahmen für den Betrieb 
von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion im öffentlichen Straßenraum geschaffen. Das in 
Kraft treten der AFGBV fand am 01.07.2022 statt und fiel damit in die Projektlaufzeit von ATLAS-
L4. 

Um die neue Aufgabe der Betriebsbereichsgenehmigung effizient, modern und einheitlich umzu-
setzen, wurde direkt zu Beginn ein digitales Verfahren angestrebt. Die Autobahn GmbH ist zu-
dem als Straßenbetreiberin für Planung, Bau, Betrieb und Verkehrsmanagement der 13.000 Kilo-
meter Autobahn in Deutschland zuständig5. Dabei hat sie eine Verkehrssicherungspflicht inne: 
Alle Verkehrsteilnehmer sollen sicher ans Ziel kommen. Daher muss sich die Autobahn GmbH 
auch bei der Einführung neuer Technologien – wie dem autonomen Fahren – damit beschäftigen, 
wie die Verkehrssicherung weiterhin bestmöglich umgesetzt werden kann. Dabei müssen auch 
alle auf Autobahnen auftretenden Ereignisse und Besonderheiten wie z.B. Arbeitsstellen (be-
weglich oder stationär), Großraum- und Schwertransporte oder temporäre Seitenstreifenfreiga-
ben mitbedacht werden. Beim autonomen Fahren hat die Autobahn GmbH also noch eine 
zweite Rolle: die Betreiberrolle. 

Nicht nur die Sicherheit der Verkehrsteilnehmenden ist ein hohes Anliegen der Autobahn GmbH, 
sondern ganz besonders auch die Sicherheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Straßenbe-
triebsdienst. Eine vielversprechende Möglichkeit, um diese zu erhöhen ist es, möglichst wenig 
Menschen im Gefahrenbereich einzusetzen und stattdessen soweit möglich automatisierte Sys-
teme zu verwenden. Ein Beispiel dafür ist das im Projekt „aFAS“ entwickelte automatisch fahrer-
los fahrende Absicherungsfahrzeug zur Sicherung von beweglichen Arbeitsstellen kürzerer 
Dauer6. Hierbei folgt das fahrerlos fahrende Absicherungsfahrzeug (AFA) dem Arbeitsfahrzeug im 
vorgeschriebenen Abstand automatisch. Somit ist im Absicherungsfahrzeug, welches einem be-
sonders hohen Risiko von Unfällen ausgesetzt ist, kein Fahrer mehr notwendig. Neben dem Absi-
cherungsfahrzeug sind auch weitere Anwendungsfälle im Straßenbetriebsdienst denkbar, wie z.B. 
autonome oder ferngesteuerte Markierungsroboter oder Mähroboter. Die Autobahn GmbH kann 
beim autonomen Fahren also auch noch eine dritte Rolle einnehmen: die Nutzerrolle. 

 

 
 
5 https://www.autobahn.de/aktuelles/aktuell/verkehrssicherheit-auf-der-autobahn-ein-gemeinsames-anliegen  
6 Riegelhuth; Reußwig; Schulz: aFAS – Entwicklung und Erprobung eines automatisch fahrerlos fahrenden Absiche-
rungsfahrzeugs 

https://www.autobahn.de/aktuelles/aktuell/verkehrssicherheit-auf-der-autobahn-ein-gemeinsames-anliegen
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Abbildung 1: Rollen der Autobahn GmbH beim autonomen Fahren 

Als Entwickler und Betreiber von C-ITS- (Cooperative Intelligent Transport Systems) Diensten, bei 
denen Fahrzeuge untereinander und mit der Infrastruktur kommunizieren, brachte die Autobahn 
GmbH zudem ihre Expertise im vernetzten und kooperativen Fahren in das Projekt mit ein. 

1.3 Planung und Ablauf des Vorhabens7 
Aus den Zielen und dem Zielbild eines autonomen Lkws auf der Autobahn ist unter Zuhilfenahme 
des aus der Literatur bekannten V-Modells (vgl. Abbildung 2) und unter Berücksichtigung des be-
reits vorhandenen Vorwissens zur Entwicklung autonomer Lkw die in Abbildung 3 dargestellte Ar-
beitspaketstruktur entstanden. 

 
 
7 Dieser Abschnitt basiert auf dem Abschnitt „2.1 Methodisches Vorgehen“ des gemeinsamen Schlussberichts 
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Abbildung 2: V-Modell nach VDI/VDE 2206:2021-11 

AP 1 bis AP 3 beschäftigten sich insbesondere mit der Modellierung, Analyse und Konzeption von 
Safety, Security und Anforderungen. Hier ist insbesondere die intensive Zusammenarbeit zwi-
schen Industrie, Wissenschaft und Straßenbetreiber herauszustellen, um die Arbeiten nach neu-
esten und wissenschaftlich anerkannten Prozessen, Methoden und Vorgehen durchzuführen. AP 
4 beschäftigte sich mit Test- und Validierungsmethoden. Auch hier gab es eine starke Zusammen-
arbeit zwischen Softwareentwicklung, Industrie und Wissenschaft, um neueste Methoden, teils 
in anderen Förderprojekten erarbeitet, mit in ATLAS-L4 einfließen zu lassen. AP 5 und AP 6 vervoll-
ständigten den linken Ast des V-Modells mit Konzeption und Definition sowie Umsetzung einer 
Software- und Hardware-Architektur für das Automatisierungssystem inklusiver der jeweiligen re-
dundanten Komponenten Bordnetz, Lenkung und Bremssystem. Diese Arbeitspakete waren sehr 
stark industriegetrieben. 

In den Unter-APs von AP 6 haben die jeweiligen Industriepartner für die Komponentenentwicklung 
jeweils nochmal ihre eigene Entwicklungsmethodik angewandt. AP 7 und AP 8 bildeten den Rah-
men für die Integration der Sensorik und für die Implementierung eines Umfeldmodells sowie für 
die komplette Funktionsentwicklung des Automatisierungssystems. Diese beiden Arbeitspakete 
waren ebenfalls nahezu komplett in der Hand eines Industriepartners. 

Das AP 9 mit der Entwicklung eines Control Centers beinhaltete ebenfalls die Entwicklungs-
schritte nach V-Modell, da das Control Center eine eigene Anwendung ist, die via Kommunikati-
onslink mit einem autonomen Lkw verbunden ist. Aufgrund der Neuartigkeit eines solchen Con-
trol Centers wurde in diesem AP ebenfalls sehr stark zwischen Industrie, Wissenschaft und 
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Straßenbetreiber zusammengearbeitet, um ein grundlegendes Konzept für die Technische Auf-
sicht, das Management von Betriebsbereichen sowie für das teleoperierte Fahren zu entwickeln. 

 
Abbildung 3: Übersicht der Arbeitspakete 

Abbildung 4 zeigt die Projekt-Meilensteine. Nahezu alle Arbeitspakete konnten parallel beginnen. 
Einzig die Implementierung in AP 8 startete etwas später, nachdem die Konzeptarbeiten abge-
schlossen waren. 

 

 
Abbildung 4: Meilensteinplan 

Zur Koordinierung des Gesamtprojekts wurde ca. einmal im Quartal ein sog. Projektmanage-
mentteam-Meeting abgehalten, an dem die jeweiligen Leiter der Arbeitspakete den aktuellen 
Stand sowie den Fortschritt in den jeweiligen Arbeitspaketen berichtet haben. So wurde 
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sichergestellt, dass Wissen zwischen den Arbeitspaketen transferiert und Abhängigkeiten identi-
fiziert und entsprechend aufgelöst werden können. 

Bei dem Unterauftrag zur Entwicklung des digitalen Managementsystems „BEA“ (siehe auch Ab-
schnitte 2.1.1 und 2.1.9) haben die Autobahn GmbH und der Auftragnehmer Workplace Solutions 
GmbH einen agilen Entwicklungsprozess angewendet. Ziel beim agilen Entwicklungsprozess ist 
es, schnell ein lauffähiges und testbares Produkt zu erhalten, dass anschließend inkrementell 
und iterativ erweitert wird. Auf diese Weise kann leichter auf sich ändernde Anforderungen rea-
giert werden und durch regelmäßige Releases und Zwischenabnahmen ist ein frühes Feedback 
sichergestellt. Der Ablauf beinhaltet folgende Schritte (Abbildung 5): Ein Entwicklungszyklus, ge-
nannt „Sprint“ dauert 2-4 Wochen. Im „Sprint Planning“ wird zu Beginn gemeinsam mit dem „Pro-
duct Owner“ festgelegt, welche „Tasks“ vom „Taskboard“ im kommenden Sprint umgesetzt wer-
den sollen. Das „Agile Team“ bearbeitet die Tasks, der „Scrum Master“ überwacht den Fortschritt. 
Die Neuerungen werden direkt in die Software eingebunden. Am Ende des Sprints werden die Er-
gebnisse besprochen und in der Software getestet. Der Product Owner erhält so am Ende jedes 
Sprints ein Produkt, welches sich im Vergleich zum letzten Sprint inkrementell verbessert bzw. 
erweitert hat. 

 
Abbildung 5: agile Entwicklung (Quelle: Entwicklung im Wandel - Agile Methoden auf dem Vormarsch, ATZ - Automo-

biltechnische Zeitschrift) 

1.4 Stand der Wissenschaft und Technik zu Projektbeginn8 
Die Autobahn GmbH verfügt aus vergangenen Projekten über Expertise im kooperativen, vernet-
zeten und automatisierten Fahren, an die in ATLAS-L4 angeknüpft werden konnte. Im Projekt aFAS 
(Automatisch fahrerlos fahrendes Absicherungsfahrzeug für Arbeitsstellen auf Autobahnen) 
wurde der Einsatz eines fahrerlos fahrenden Lkw zur Absicherung von Tagesbaustellen für den 
Straßenbetriebsdienst entwickelt und erprobt. Hier konnten Erfahrungen aus dem Straßenbe-
triebsdienst sowie ein umfassendes verkehrstechnisches Wissen in das funktionale Sicherheits-
konzept und die Anforderungen an die Anwendung des Fahrzeugs in die Entwicklung miteinflie-
ßen. Zudem wurde eine projektbezogene Genehmigung für das fahrerlose Fahrzeug im 

 
 
8 Dieser Abschnitt baut auf Abschnitt 2.2.4.11. der Vorhabenbeschreibung auf. 
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öffentlichen Straßenverkehr erarbeitet und ausgestellt, basierend auf einer Gefährdungsentkräf-
tung. Im Projekt Ko-HAF (kooperatives Hochautomatisiertes Fahren) wurde seitens der Autobahn 
GmbH der Supportserver entwickelt, über den verschiedene Daten von und zu Fahrzeugen aber 
auch mit der Verkehrszentrale ausgetauscht werden konnten, um so das automatisierte Fahren 
über ein Backend zu unterstützen. Im Projekt IMAGinE (Intelligente Manöverautomatisierung – ko-
operative Gefahrenvermeidung in Echtzeit) wurde eine Funktion zur kooperativ-strategischen Ver-
kehrsverteilung sowohl zentralenseitig als auch in eigenen Fahrzeugen entwickelt und erprobt.  

Mit dem Baustellenwarner hat die Autobahn GmbH im April 2021 den europaweit ersten koope-
rativen, auf pWLAN basierten Dienst in den Regelbetrieb überführt (Projekt C-ITS Corridor). Der 
Baustellenwarner warnt vernetzte Fahrzeuge vor Tagesbaustellen. Seit Sommer 2025 hat die Au-
tobahn GmbH 1200 Baustellenwarner mit C-ITS ausgestattet. Mittlerweile sind bereits ca. 2,5 
mio. Fahrzeuge mit der C-ITS Technologie unterwegs und der Ausstattungsgrad nimmt stetig zu. 
C-ITS-Dienste bieten großes Potenzial zur Unterstützung des autonomen Fahrens, da sie z.B. vor 
Gefahrenstellen warnen können, noch bevor diese für die Bordsensorik erkennbar sind. 

Die Gesetzgebung beschränkte sich bis Mitte 2021 auf Regelungen zum assistierten (SAE Level 1 
und 2) und automatisierten Fahren (SAE Level 3). Hierbei ist auf nationaler Ebene das Gesetz zum 
automatisierten Fahren von 2017 und auf internationaler Ebene die „Uniform provisions concern-
ing the approval of vehicles with regard to Automated Lane Keeping Systems“ (UN ECE 157) zu 
nennen. Ein halbes Jahr vor Projektbeginn (am 28.Juli 2021) trat das Gesetz zum autonomen Fah-
ren in Kraft (siehe auch Abschnitt 1.2), die AFGBV folgte am 01.Juli 2022. 

Folgende Fachliteratur wurde im Zuge des Projekts von der Autobahn GmbH verwendet (Aus-
wahl): 

Amtsblatt der Europäischen Union (2019): Verordnung (EU) 2019/2144 über die Typgenehmigung 
von Kraftfahrzeugen 

Amtsblatt der Europäischen Union (2022): Durchführungsverordnung (EU) 2022/1426 

Amtsblatt der Europäischen Union (2023): Richtlinie (EU) 2023/2661 

Bagschik et al. (2018): Ontology based Scene Creation for the Development of Automated Vehi-
cles 

Bundesanstalt für Straßenwesen (2019): Infrastrukturbedarf automatisierten Fahrens – Grundla-
genprojekt 

Bundesanstalt für Straßenwesen (2023): Abschlussbericht der Arbeitsgruppe „Forschungsbedarf 
Teleoperation“ 

Bundesgesetzblatt (2021): Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und des Pflichtver-
sicherungsgesetzes – Gesetz zum autonomen Fahren 

Bundesgesetzblatt (2022): Verordnung zur Regelung des Betriebs von Kraftfahrzeugen mit auto-
matisierter und autonomer Fahrfunktion und zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschrif-
ten – Autonome-Fahrzeuge-Genehmigungs-und-Betriebsverordnung (AFGBV) 

Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (2018): Anweisung Straßeninformations-
bank 
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BMDV, BMK, ASTRA (2022): lex2vehicle – Verkehrsrecht zum Endnutzer bringen – Zusammenfas-
sende Dartstellung der Projektergebnisse und Zukunftsplan 

British Standard Institute (2020): Operational Design Domain (ODD) taxonomy for an automated 
driving system (ADS) - Specification 

Die Bundesregierung (2024): Die Zukunft fährt autonom – Strategie der Bundesregierung für auto-
nomes Fahren im Straßenverkehr 

Gstöttner et al. (2021): Dürfen automatisierte Fahrzeuge Recht brechen? Zur rechtlichen Konzep-
tion von Vorgaben für automatisierte Fahrzeuge 

International Organization for Standardization (2024): Intelligent transport systems – Minimal risk 
manoeuvre (MRM) for automated driving 

Kompetenzzentrum automatisierte und vernetzte Mobilität innocam.NRW (2022): Studie Rechtli-
che Fragestellungen des automatisierten Fahrens 

Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport (2019): Automatisiertes Fahren – verkehrs-
polizeiliche Auswirkungen. Einsatzszenarien in der Betrachtung Automatisierten Fahrens (Level 
3) mit konventionellem Fahrer auf der Autobahn 

Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport (2023): Automatisiertes Fahren – verkehrs-
polizeiliche Auswirkungen. Einsatzszenarien in der Betrachtung Automatisierten Fahrens (Level 
4) im innerstädtischen Bereich 

Riegelhuth; Reußwig; Schulz: aFAS – Entwicklung und Erprobung eines automatisch fahrerlos fah-
renden Absicherungsfahrzeugs 

Salem et al. (2022): Sicherheit und Risiko – ein Beitrag zur Bedeutung grundlegender Begriffe 

Scholtes et al. (2021): 6-Layer Model for a Structured Description and Categorization of Urban 
Traffic and Environment 

United Nations (2021): UN Regulation 157 - Uniform provisions concerning the approval of vehi-
cles with regard to Automated Lane Keeping Systems 

Verkehrsblatt (2024): Begutachtungsleitfaden mit Anforderungen und Bewertungskriterien für die 
Erteilung der Genehmigung von festgelegten Betriebsbereichen nach §§ 7 ff der Verordnung zur 
Genehmigung und zum Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion in festgelegten 
Betriebsbereichen 

Folgende Informations- und Dokumentationsdienste wurden von der Autobahn GmbH im 
Zuge des Projekts verwendet: 

Im Rahmen der agilen Softwareentwicklung für das digitale Managementsystem BEA (siehe auch 
Abschnitte 2.1.1 und 2.1.9) wurde das Tool JIRA für das Erfassen und Dokumentieren von Anfor-
derungen sowie für die Sprint-Planung verwendet. 

1.5 Zusammenarbeit mit anderen Stellen 

1.5.1 Zusammenarbeit mit den Partnern 

Die Zusammenarbeit innerhalb der Arbeitspakete wurde über regelmäßige Meetings organisiert. 
Im von der Autobahn GmbH geleiteten AP1 fand z.B. ein Online-Meeting im Zwei-Wochen-
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Rhythmus für Fortschrittsberichte und zur Abstimmung der Arbeiten statt. Um größere gemein-
same Aufgaben zu planen und durchzuführen wurden im Projekt zudem Workshops durchgeführt. 

Zur AP-übergreifenden Zusammenarbeit gab es die bereits in Abschnitt 1.4 beschriebenen Kon-
sortialtreffen auf Projektmanagementebene, sowie Konsortialtreffen auf Steuerkreisebene für ge-
meinsame Beschlüsse. Auch durch die Nutzung einer gemeinsamen Datenaustauschplattform 
und dadurch, dass Veröffentlichungen vorab zur Freigabe an alle Partner gesendet wurden, 
konnte der Wissensaustausch zwischen den AP’s sichergestellt werden. Schließlich boten auch 
die Zwischenpräsentation sowie die Abschlusspräsentation wertvolle Einblicke in die Projekter-
gebnisse anderer Partner. 

1.5.2 Zusammenarbeit mit Forschungsinstituten und Hochschulen 

Mit der TU Braunschweig, der TU München sowie dem Fraunhofer-Institut AISEC und dem Würz-
burger Institut für Verkehrswissenschaften waren Hochschulen und Forschungsinstitute bereits 
im Projektkonsortium vertreten.  

Darüber hinaus fand von der Autobahn GmbH eine Vernetzung mit der Bundesanstalt für Straßen-
wesen (BASt) und der TU Darmstadt statt. Mit der BASt, die am Projekt MODI9 beteiligt ist, wurde 
im August 2024 ein Meeting zum Wissensaustausch zum autonomen Fahren durchgeführt. Im 
MODI-Projekt wurde durch ein Konsortium von insgesamt 36 Partner das automatisierte Fahren 
auf einem Korridor Rotterdam – Oslo erprobt. Themen des Meetings waren insbesondere die eu-
ropäische Gesetzgebung zum autonomen Fahren und Testmethoden für die Absicherung von au-
tonomen Fahrfunktionen. Von der TU Darmstadt wurde ein Workshop „Auf Achse? Der Weg zum 
fahrerlosen transeuropäischen Lkw-Verkehr“ durchgeführt, an dem die Autobahn GmbH im Juni 
2025 teilgenommen hat. Themen waren hier u.a. Infrastrukturvoraussetzungen und Integration 
autonomer Fahrzeuge in den Verkehr sowie die Kombination von autonomem Fahren mit dynami-
schem Laden per Oberleitung. Mit dem Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) koope-
riert die Autobahn GmbH in den Bereichen Autonomes Fahren und C-ITS. Im Projekt KoTAM10 ko-
ordiniert das DLR die digitalen Testfelder für automatisierte und vernetzte Mobilität in Deutsch-
land. Ziel ist es dabei, die Erfahrungen, die in den verschiedenen Testfeldern gesammelt wurden, 
zu analysieren und zu bündeln und eine gemeinsame Wissensbasis zu schaffen. 

1.5.3 Sonstige Zusammenarbeit 

Im Dezember 2024 fand ein Austausch zwischen der Expertengruppe „Automatisiertes Fahren - 
Verkehrspolizeiliche Auswirkungen“ der Polizei und der Autobahn GmbH statt. Die Autobahn 
GmbH hat von ATLAS-L4 und dem aktuellen Stand bei Entwicklung und Betrieb der C-ITS-Dienste 
berichtet. Die Expertengruppe, bei der alle Bundesländer vertreten sind, hat ihre Berichte11 zu Ein-
satzszenarien in der Betrachtung Automatisierten Fahrens vorgestellt. Außerdem wurden Themen 

 
 
9 https://modiproject.eu/  
10 https://www.dlr.de/de/ts/forschung-und-transfer/projekte/kotam  
11 Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport (2019): Automatisiertes Fahren – verkehrspolizeiliche Auswir-
kungen. Einsatzszenarien in der Betrachtung Automatisierten Fahrens (Level 3) mit konventionellem Fahrer auf der 
Autobahn; Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport (2023): Automatisiertes Fahren – verkehrspolizeili-
che Auswirkungen. Einsatzszenarien in der Betrachtung Automatisierten Fahrens (Level 4) im innerstädtischen Be-
reich 
 

https://modiproject.eu/
https://www.dlr.de/de/ts/forschung-und-transfer/projekte/kotam
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wie das Verhalten von autonomen Fahrzeugen in Situationen wie Polizeikontrollen adressiert. Die 
Ergebnisse des Austauschs wurden anschließend in AP1 eingebracht. 

Außerdem ist die Autobahn GmbH an den folgenden Arbeitsgruppen des Kraftfahrtbundesamtes 
(KBA) beteiligt: 

 Austausch auf Behördenebene 

 Autonomes Fahren – Logistik und ÖPNV (ehemals Shuttle/Goods-Mover) 

 Ad-hoc Arbeitsgruppe Betriebsbereichsgenehmigung 

In den Arbeitsgruppen sind auch die Landesbehörden, die sich genau wie die Autobahn GmbH 
auf ihre neue Aufgabe der Betriebsbereichsgenehmigung vorbereiten, sowie die Prüforganisatio-
nen vertreten. Im Rahmen der Arbeitsgruppen wurde ein Begutachtungsleitfaden12 für die Be-
triebsbereichsgenehmigung erarbeitet, der Anforderungen und Bewertungskriterien für die Be-
triebsbereichsgenehmigung, wie z.B. einen „Musterfahraufgabenkatalog“ mit Prüfkriterien für 
Test- und Prüffahrten autonomer Fahrzeuge, enthält.   

 
 
12 Verkehrsblatt (2024): Begutachtungsleitfaden mit Anforderungen und Bewertungskriterien für die Erteilung der Ge-
nehmigung von festgelegten Betriebsbereichen nach §§ 7 ff der Verordnung zur Genehmigung und zum Betrieb von 
Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion in festgelegten Betriebsbereichen 
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2 Eingehende Darstellung der erzielten Ergebnisse 

2.1 Erzielte wissenschaftlich-technische Ergebnisse 

2.1.1 Sicherheitsargumentation und Freigabe (AP1) 

Damit Fahrzeuge im öffentlichen Straßenverkehr betrieben werden dürfen, muss einem definier-
ten Freigabeprozess gefolgt werden. Während für konventionelle Fahrzeuge mit menschlichem 
Fahrer etablierte Freigabeprozesse zum Stand der Technik gehören, sind vergleichbare Prozesse 
für automatisierte und autonome Straßenfahrzeuge noch nicht etabliert. Mit dem „Gesetz zur Än-
derung des Straßenverkehrsgesetzes und des Pflichtversicherungsgesetzes – Gesetz zum auto-
nomen Fahren“ vom 12.07.2021 und der „Autonome-Fahrzeuge-Genehmigungs-und-Betriebs-
Verordnung“ (kurz: AFGBV) vom 24.06.2022 hat Deutschland als erstes Land weltweit die gesetz-
lichen Rahmenbedingungen für den Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunktion im 
öffentlichen Straßenraum geschaffen. Es ist dabei vorgeschrieben, dass der Betrieb solcher Fahr-
zeuge genehmigungspflichtig ist, auf dafür freigegebenen Betriebsbereichen durchgeführt und 
von einer technischen Aufsicht überwacht werden muss. Das Gesetz unterscheidet zwischen ei-
ner zeitlich begrenzten Erprobungsgenehmigung für Testfahrzeuge und einer Regelgenehmigung 
für Serienfahrzeuge. Das Arbeitspaket 1 beschäftigt sich mit diesen beiden Freigabeprozessen so-
wie mit der Sicherheitsargumentation, die eine wesentliche Voraussetzung für die Erteilung einer 
Freigabe darstellt. Im Rahmen einer Sicherheitsargumentation ist nachzuweisen und zu doku-
mentieren, wieso sich das Fahrzeug im Betrieb sicher verhält. Dabei ist u.a. zu dokumentieren, 
dass nach geltenden Sicherheitsstandards und Gesetzen entwickelt wurde. Daher wurden im Un-
terarbeitspakt 1.1 zunächst die einzuhaltenden Gesetze und Sicherheitsnormen analysiert. Im 
zweiten Unterarbeitspaket wurde die Sicherheitsargumentation erstellt. Darauf aufbauend wurde 
im dritten Unterarbeitspaket an den Freigabeprozessen gearbeitet und schließlich erfolgreich 
eine Erprobungsgenehmigung erlangt. 

Das Arbeitspaket wurde von der Autobahn GmbH geleitet. Für die Zusammenarbeit und Koordi-
nation wurden regelmäßige Online-Treffen durchgeführt und von der Autobahn GmbH moderiert. 
Neben der Autobahn GmbH arbeiteten MAN, TU Braunschweig und TÜV Süd im AP1. 

2.1.1.1 Analyse der einzuhaltenden Gesetze und Sicherheitsnormen (UAP1.1) 

Dieses Unterarbeitspaket (UAP) wurde von der TU Braunschweig geleitet. Die Analyse der einzu-
haltenden Gesetze und Sicherheitsnormen wurde von den beteiligten Partnern parallel mit unter-
schiedlichen Schwerpunkten durchgeführt. Die TU Braunschweig konzentrierte sich dabei auf die 
Sicherheitsnormen während die Partner MAN, TÜV SÜD und die Autobahn GmbH ihren Fokus auf 
den Rechtsrahmen richteten. 

Normenanalyse 

Hauptergebnis der Normenanalyse ist ein knapp 100-seitiges Dokument, in dem die Normen ka-
tegorisiert und inhaltlich hinsichtlich der Relevanz für das Projekt, sowie hinsichtlich Synergien 
und möglicher Widersprüche analysiert wurden. Bei der Kategorisierung wird unterschieden zwi-
schen Automotive-Normen und technologieagnostischen, also technologieunabhängigen Nor-
men, die sich beispielsweise anwendungsunabhängig mit Security und Risk Management be-
schäftigen. Außerdem wird zwischen den Sicherheitsdisziplinen 
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 Funktionale Sicherheit (auch FuSi gennant) 

 Verhaltenssicherheit 

 Cybersicherheit 

 Nutzungssicherheit und Crashsicherheit 

unterschieden. 

Die Funktionale Sicherheit beschäftigt sich mit Gefahren, die durch Ausfälle von elektri-
schen/elektronischen Komponenten hervorgerufen werden. Im Gegensatz dazu geht es bei der 
Verhaltenssicherheit um Gefahren durch schlechte Performance oder falsche bzw. unvollstän-
dige Auslegung von Systemen. Beispielsweise könnte die Falschklassifizierung von Nebel als ein 
Objekt durch einen Sensor eine Notbremsung und damit eine gefährliche Situation auslösen. 
Dies würde unter „schlechte Performance“ und damit in den Bereich der Verhaltenssicherheit fal-
len. Laut Dokument besteht eine hohe Dynamik in diesem Bereich der Normenlandschaft. Dies 
hängt damit zusammen, dass die Entwicklung automatisierter Fahrzeuge gerade schnell voran-
schreitet und sich daher auch der normativ zu beschreibende Stand der Technik stetig verändert. 
Im Dokument werden auch Bedarfe für weitere, vertiefende Forschung benannt. Insbesondere bei 
den klassischen Automotive- und FuSi-Normen fällt auf, dass sich diese nicht 1:1 von einem Fahr-
system mit menschlichem Fahrer auf ein automatisiertes Fahrsystem übertragen lassen, sondern 
dass hier neue Konzepte, z.B. bei dem Risikoparameter der Beherrschbarkeit von Fehlern, not-
wendig seien. Im Anhang des Dokuments findet sich eine Listung und kurze Zusammenfassung 
von 50 normativen Dokumenten. 

Eine ausführliche Beschreibung der Normenanalyse ist im gemeinsamen Schlussbericht sowie 
im partnerspezifischen Schlussbericht der TU Braunschweig zu finden. 

Gesetzesanalyse 

Grundlage für die Gesetzesanalyse ist der nationale Rechtsrahmen, der aus dem Gesetz zur Än-
derung des Straßenverkehrsgesetzes und des Pflichtversicherungsgesetzes – Gesetz zum auto-
nomen Fahren vom 12.07.2021 und der zugehörigen Autonome-Fahrzeuge-Genehmigungs-und-
Betriebsverordnung (AFGBV) vom 24.06.2022 besteht. Mit diesem Rechtsrahmen hat Deutsch-
land als erstes Land weltweit die gesetzlichen Rahmenbedingungen für den Betrieb von Kraftfahr-
zeugen mit autonomer Fahrfunktion im öffentlichen Straßenraum geschaffen. Der neue Rechts-
rahmen ermöglicht: 

 Erprobungsgenehmigung für automatisierte und autonome Testfahrzeuge 

 Regelgenehmigung für autonome Serienfahrzeuge 

 Nachträglich aktivierbare automatisierte und autonome Fahrfunktionen 

Die Erprobungsgenehmigung wird federführend vom KBA erteilt. Wenn Bundesautobahnen oder 
Bundesstraßen in Bundesverwaltung zum Erprobungsbereich gehören, wird die Autobahn GmbH 
angehört und hat so die Möglichkeit Hinweise oder Einwände einzubringen. 

Die Regelgenehmigung ist ein dreistufiger Prozess: 

 Im ersten Schritt prüft das KBA, ob das autonome Fahrzeug die notwendigen technischen Vo-
raussetzungen erfüllt; daraufhin erteilt es die EU-Typgenehmigung oder die Allgemeine Be-
triebserlaubnis (ABE). Antragsteller ist der Fahrzeughersteller. 
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 Im zweiten Schritt wird geprüft, ob der beantragte Betriebsbereich für den Betrieb des autono-
men Fahrzeugs geeignet ist, bzw. ob das Fahrzeug alle Besonderheiten im Betriebsbereich si-
cher bewältigen kann. Für den Bereich der Autobahnen ist die Autobahn GmbH die zuständige 
Behörde, für Bundes-, Land- und Kreisstraßen ist dies die jeweils zuständige Landesbehörde. 
Antragsteller ist der Fahrzeughalter. 

 Im letzten Schritt wird von der Zulassungsstelle die Fahrzeugzulassung erteilt. Antragsteller ist 
hier ebenfalls der Fahrzeughalter. 

 

Die Betriebsbereichsgenehmigung für alle Autobahnen in Deutschland ist also eine neue Aufgabe 
für die Autobahn GmbH. Um zu erarbeiten, welche gesetzlichen Rechte und Pflichten für die Au-
tobahn GmbH bei dieser neuen Aufgabe bestehen, wurde ein juristischer Unterauftrag zur Geset-
zesanalyse vergeben. Der Zuschlag fiel im Rahmen des Vergabeprozesses an die Kanzlei GSK 
Stockmann. Innerhalb eines Jahres wurden von der Kanzlei zahlreiche rechtliche Fragestellungen 
in Bezug auf das Gesetz zum autonomen Fahren und die Betriebsbereichsgenehmigung bearbei-
tet. Das Ergebnis ist ein ca. 60-seitiges Gutachten, in dem u.a. folgende Themen adressiert wer-
den: 

 Das Hinzuziehen von begutachtenden Stellen für die Betriebsbereichsgenehmigung: Bei wel-
chen Prüfgegenständen eine begutachtende Stelle notwendig ist und was von der zuständigen 
Behörde selbst geprüft werden kann 

 Die Sonderregeln für die Erprobung von autonomen Fahrfunktionen im Straßenbetriebsdienst 
(§1k StVG „Ausnahmen“) 

 Wie autonome Fahrzeuge, die ein Minimum Risk Manoeuvre ausführen, rechtlich einzustufen 
sind 

 Welche gesetzlichen Anforderungen es für eine Digitalisierung der Betriebsbereichsgenehmi-
gung gibt (eGovernment) 

 Wie genau die im Gesetz beschriebene Zuverlässigkeitsprüfung für Fahrzeughalter und tech-
nische Aufsicht in der Praxis ablaufen kann 

 Wie eine digitale Kommunikation zwischen Fahrzeughalter, technischer Aufsicht und zustän-
diger Behörde ablaufen kann und welche Fristen und Vorgaben dabei eingehalten werden müs-
sen 

 Welche gesetzlichen Möglichkeiten die zuständigen Behörden für das Beschränken von auto-
nomem Fahren in ihren Betriebsbereichen haben, z.B. bei Arbeitsstellen oder Wetterereignis-
sen 

 Diskussion, wie die Amtshaftung bei Fehlern bei Erlass der Betriebsbereichsgenehmigung ge-
regelt ist 

 Welche Gesetzestexte ggf. noch angepasst werden müssen, wenn autonome Fahrzeuge im Re-
gelbetrieb eingesetzt werden 

Abbildung 6: dreistufiger Prozess der Regelgenehmigung 
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Insbesondere die gesetzlichen Möglichkeiten zur Beschränkung des autonomen Fahrens sind für 
die Autobahn GmbH ein sehr wichtiges Thema, da sie als Straßenbetreiberin ihrer Verkehrssiche-
rungspflicht nachkommen muss. Aus Sicht der Autobahn GmbH muss daher bei bestimmten dy-
namischen Ereignissen die Möglichkeit bestehen das autonome Fahren temporär und strecken-
abschnittsscharf einzuschränken. Abbildung 7 zeigt die gesetzlichen Möglichkeiten zur Beschrän-
kung einer erteilten Betriebsbereichsgenehmigung (BBG): 

 
Abbildung 7: Gesetzliche Möglichkeiten zur Beschränkung von autonomem Fahren in einem Betriebsbereich 

Bei Genehmigungserteilung können Nebenbestimmungen in die Betriebsbereichsgenehmigung 
mitaufgenommen werden, die z.B. autonomes Fahren bei definierten Ereignissen einschränken. 
Außerdem gibt es gemäß §10 Abs. 4 AFGBV die Möglichkeit die Betriebsbereichsgenehmigung 
temporär ruhen zu lassen. Bei dauerhaft verändertem Sachverhalt ist es auch möglich eine Be-
triebsbereichsgenehmigung dauerhaft zu widerrufen. Schließlich gibt es noch die Möglichkeit der 
Straßensperrung, dies gilt dann allerdings für den gesamten Verkehr und nicht nur für autonome 
Fahrzeuge. Diese Erkenntnisse und auch die weiteren Erkenntnisse aus dem Gutachten sind u.a. 
in die Entwicklung des digitalen Managementsystems BEA (Betriebsbereichs- und Ereignisma-
nagement auf Autobahnen) eingeflossen, das die Autobahn GmbH entwickelt hat, um Betriebs-
bereiche digital zu genehmigen und zu verwalten (siehe auch Abschnitte 2.1.1.3 und 2.1.9). 

In Bezug auf die Gesetzestexte, die ggf. noch angepasst werden müssen, wenn autonome Fahr-
zeuge im Regelbetrieb eingesetzt werden, konnten u.a. folgende Punkte identifiziert werden: 

 Forderung in §15 StVO, dass bei liegengebliebenen Fahrzeugen ein „auffällig warnendes Zei-
chen gut sichtbar in ausreichender Entfernung“ (d.h. Warndreieck) aufzustellen ist. Wenn kein 
Fahrer anwesend ist, ist dies jedoch nicht umsetzbar. 

 Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr (GebOST), in deren Anlage zwar die Lan-
desbehörden eine Gebührennummer zur Gebührenerhebung im Rahmen der Betriebsbe-
reichsgenehmigung verankert haben, nicht jedoch für die „auf Grund des Infrastrukturgesell-
schaftserrichtungsgesetzes beliehenen Gesellschaft privaten Rechts“ (Autobahn GmbH). 
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 Eine nicht eindeutige Formulierung bezüglich der Anhörung bei Erprobungsgenehmigungen in 
§1i Abs. StVG: Es wird nicht eindeutig klar, ob die „Gesellschaft privaten Rechts im Sinne des 
Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes“ (die Autobahn GmbH) im Rahmen der Erpro-
bungsgenehmigung immer anzuhören ist, wenn der Betriebsbereich Bundesautobahnen oder 
Bundesstraßen in Bundesverwaltung umfasst, oder nur, falls der Betriebsbereich durch Ne-
benbestimmungen beschränkt werden soll. 

 Die AFGBV macht klare Vorgaben zur personellen Prüfung der Technischen Aufsicht. U.A. ist 
z.B. die Zuverlässigkeit durch ein Führungszeugnis nachzuweisen. Zur technischen Prüfung 
der technischen Aufsicht (z.B. in Bezug auf die Gestaltung des Human-Machine-Interface) und 
der genauen Zuständigkeit bei der Prüfung (Was wird im Rahmen der ABE oder EU-Typgeneh-
migung und was wird im Rahmen der Betriebsbereichsgenehmigung geprüft?), macht die AF-
GBV jedoch keine ausreichenden Angaben 

Die identifizierten Punkte werden in die Evaluation der AFGBV einfließen. 

2.1.1.2 Erstellung der Sicherheitsargumentation (UAP 1.2) 

Dieses Unterarbeitspaket wurde von MAN geleitet, die TU Braunschweig hatte ebenfalls einen gro-
ßen Arbeitsanteil bei der Erstellung der Sicherheitsargumentation. Die Autobahn GmbH wirkte bei 
der Sicherheitsargumentation aus Sicht des Straßenbetreibers, d.h. aus verkehrstechnischer 
Sicht, mit. Es lässt sich zwischen der Sicherheitsargumentation für die Demonstrationsfahrzeuge, 
welche im Rahmen des Projekts zur Erprobung auf der Straße fahren, und der konzeptionellen Si-
cherheitsargumentation für ein Level-4-Serienfahrzeug unterscheiden. 

Die Sicherheitsargumentation des Demonstrationsfahrzeug fußt im Wesentlichen darauf, dass 
bei Erprobungsfahrten im Rahmen der Erprobungsgenehmigung immer eine vor Ort anwesende 
Technische Aufsicht – z.B. ein Sicherheitsfahrer – dabei ist, die im Notfall eingreifen kann. Wenn 
dieser Sicherheitsfahrer eingreift, wechselt das Fahrzeug vom automatisierten Fahrmodus in den 
manuellen Fahrmodus. Dieser Wechsel kann vom Sicherheitsfahrer durch z.B. einen Eingriff ins 
Lenkrad, ein Treten der Bremse oder ein Betätigen des Not-Aus-Schalters ausgelöst werden. Au-
ßerdem kann der Wechsel vom Fahrzeug ausgelöst werden. In diesem Fall sind eindeutige und 
starke Signale notwendig, damit der Sicherheitsfahrer sofort weiß, dass er nun die Fahraufgabe 
übernehmen muss. Um die gesetzlichen Anforderungen aus der AFGBV zu erfüllen, wurde im Pro-
jekt ein Set an sicherheitsrelevanter Dokumentation (z.B. Entwicklungskonzept, Risikoanalyse, 
funktionales und technisches Sicherheitskonzept, Verifikation & Validierung, Schulung & Training 
Sicherheitsfahrer) auf Basis eines Frameworks des TÜV Süd für das Demonstrationsfahrzeug er-
stellt und mit den zuständigen Behörden (KBA, BSI, Autobahn GmbH) abgestimmt. Die Sicher-
heitsargumentation des Demonstrationsfahrzeugs war eine wichtige Basis für die Erteilung der 
Erprobungsgenehmigung durch das KBA (siehe auch Abschnitt 2.1.1.3).  

Die Sicherheitsargumentation für ein Level-4-Serienfahrzeug unterscheidet sich grundlegend von 
der Sicherheitsargumentation für das Demonstrationsfahrzeug. Zum einen fällt die wesentliche 
Rückfallebene des Demonstrationsfahrzeugs, der Sicherheitsfahrer, der im Notfall eingreifen 
kann, im Level-4-Serienfahrzeug weg. Zum anderen ist eine L4-Sicherheitsargumentation thema-
tisch deutlich umfassender: Sie behandelt die in Abschnitt 2.1.1.1 genannten Sicherheitsdiszip-
linen, die auch unter dem Begriff „Sicherheitskonzept“ (engl. Safety Concept) zusammengefasst 
werden, und mit denen sich auch das AP3 (siehe Abschnitt 2.1.3) beschäftigt. Außerdem enthält 
sie auch die Themen Absicherung/Testmethodik, mit denen sich das AP4 beschäftigt, sowie eine 
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Sicherheitsbetrachtung über den Produktlebenszyklus. Die Erstellung der Sicherheitsargumenta-
tion war demnach eine thematisch sehr umfassende, AP-übergreifende Aufgabe. Die TU Braun-
schweig beschäftigte sich hauptsächlich mit dem konzeptionellen Aufbau der Sicherheitsargu-
mentation, MAN wendete die entwickelte Methodik auf den konzeptionellen L4-Serien-Lkw an. 
Die Autobahn GmbH brachte die Sicht des Straßenbetreibers ein und war bei bestimmten The-
men, wie z.B. dem Minimum Risk Manoeuvre (MRM) (siehe auch Abschnitt 2.1.3), intensiv in die 
Entwicklung eingebunden. 

Die Sicherheitsargumentation ist in einer Baumstruktur aufgebaut: 

 
Abbildung 8: Baumstruktur der Sicherheitsargumentation 

Ganz oben steht ein sogenannter „High Level Claim“, also eine übergeordnete Anforderung. Diese 
könnte für ein L4-Serienfahrzeug lauten: „Das autonome Fahrzeug ist im Betrieb auf öffentlichen 
Straßen ausreichend sicher“ oder „Das Risiko, welches vom autonomen Fahrzeug im Betrieb aus-
geht, ist ausreichend gering“. Dieser High Level Claim wird anschließend auf verschiedene Teil-
ebenen heruntergebrochen. So wird auf der nächstunteren Ebene (Lower Level Claim) z.B. argu-
mentiert, dass das autonome Fahrzeug zum einen im Regelbetrieb ausreichend sicher, zum an-
deren aber auch ausreichend sicher bei Fehlerfällen und Ausfall von Komponenten ist. In den 
nächstunteren Ebenen wird die Sicherheit auf Teilsystem- und Komponentenebene betrachtet, 
bis schließlich in den unteren Ebenen die Sicherheit einzelner Bauteile verargumentiert werden 
kann, z.B. indem wichtige Bauteile redundant ausgelegt sind. Gestützt werden die „Claims“ durch 
„Results“, welche die Ergebnisse, die die Anforderung erfüllen sollen, repräsentieren, sowie durch 
„Evidences“, die argumentieren, dass die Ergebnisse korrekt und ausreichend sind, aber auch, 
dass die gewählte Methodik für den entsprechenden Zweck geeignet ist. Diese Notation wird 
„Goal Structuring Notation“ (GSN) genannt. 

2.1.1.3 Erstellung Freigabeprozess (UAP 1.3) 

Dieses Unterarbeitspakt wurde von der Autobahn GmbH geleitet. Genau wie bei der Sicherheits-
argumentation lässt sich auch beim Freigabeprozess zwischen dem Freigabeprozess für die De-
monstrationsfahrzeuge sowie dem konzeptionellen Freigabeprozess für Level 4-Serienfahrzeuge 
unterscheiden. 

Die Demonstrationsfahrzeuge wurden mit der in Abschnitt 2.1.1.1 beschriebenen Erprobungsge-
nehmigung nach AFGBV freigegeben. Die Erprobungsgenehmigung wurde im März 2024 erteilt. 
Damit war MAN der erste Nutzfahrzeughersteller in Deutschland, der eine 
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Erprobungsgenehmigung erlangen konnte. Mit der Erprobungsgenehmigung sind Erprobungsfahr-
ten auf den im Antrag angegebenen Autobahnen im öffentlichen Straßenverkehr möglich. Bei die-
sen Erprobungsfahrten werden die autonomen Fahrfunktionen getestet. Abbildung 9 zeigt das De-
monstrationsfahrzeug im Einsatz auf einer Erprobungsfahrt auf der A9. 

 
Abbildung 9: Demonstrationsfahrzeug von MAN bei Erprobungsfahrt auf der Autobahn (Quelle: press.mantruckand-
bus.com) 

Die Autobahn GmbH wurde bei der Erprobungsgenehmigung vom KBA angehört und hat eine Stel-
lungnahme abgegeben. Einwände waren in der Stellungnahme nicht enthalten, aber es wurde da-
rauf hingewiesen, dass auf Autobahnen Besonderheiten auftreten können. Diese Besonderheiten 
können umfassen, sind aber nicht beschränkt auf: 

 Kurzfristige, ungeplante Ereignisse 

– Verlorene Ladung 

– Wildwechsel 

– (ungesicherte) Unfallstelle 

 Großraum- und Schwertransporte und Konvois 

– Überbreite Fahrzeuge/Ladung und Begleitfahrzeuge 

– Sicherung eines Konvois durch die Polizei 

 Kurzfristige, für Verkehrsteilnehmer nicht planbare Ereignisse 

– Winterdienstfahrzeuge im Einsatz 

 Arbeitsstellen und Straßengeometrie 
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– Höhenversatz und Mittelstreifenüberfahrt, sowie gelöste Gelbmarkierung in Arbeitsstellen 
längerer Dauer 

– Tagesbaustellen 

– Straßengeometrie (z.B. Kurvenradius, Fahrstreifenbreite, Straßenneigung), die vom aktuel-
len Regelwerk (RAA) abweicht 

 Nicht StVO-konformes Verhalten 

– Falsch parkende Fahrzeuge, z.B. Lkw auf dem Seitenstreifen 

 Auf bestimmten Streckenabschnitten besteht die Möglichkeit den C-ITS-Dienst Baustellen-
warner für Tagesbaustellen über ETSI ITS G5 zu empfangen. Weitere Informationen hierzu sind 
u.a. zu finden unter13 

Die eingebrachten Hinweise stellen auch einen Ausblick auf die Betriebsbereichsgenehmigung 
dar, bei der die Antragsteller nachweisen müssen, dass das autonome Fahrzeug – selbstständig, 
also ohne den Sicherheitsfahrer als Rückfallebene – alle Besonderheiten im Betriebsbereich si-
cher bewältigen kann. 

Auf die neue Aufgabe der Betriebsbereichsgenehmigung bereitet sich die Autobahn GmbH auch 
durch die Entwicklung des bereits in Abschnitt 1.3 erwähnten digitalen Managementsystems BEA 
vor. Dies stellt den Beitrag der Autobahn GmbH zum konzeptionellen Freigabeprozess für Level 4-
Serienfahrzeuge dar. BEA verfügte im Projekt über eine technische Schnittstelle zum Control Cen-
ter von MAN und wird daher auch in AP9 behandelt, aufgrund der Verknüpfung zur Betriebsbe-
reichsgenehmigung ist BEA jedoch auch für das Unterarbeitspaket 1.3 relevant. Mithilfe von BEA 
soll die Betriebsbereichsgenehmigung komplett digital ablaufen. In einem Webportal kann der 
Antragsteller alle erforderlichen Angaben eingeben, den gewünschten Betriebsbereich auf einer 
Karte, auf der alle deutschen Autobahnen verzeichnet sind, auswählen und schließlich alle rele-
vanten Dokumente hochladen. Tabelle 1 zeigt eine Übersicht der einzureichenden Dokumente. 

Tabelle 1: Antragsdokumente für die Betriebsbereichsgenehmigung (angelehnt an: Mustergutachten Betriebsbe-
reichsgenehmigung aus Arbeitskreis „Adhoc AG Betriebsbereichsgenehmigung“) 

Antragsdokumente (Unterlagen, 
Planunterlagen, gemäß  
§ 8 AFGBV) 

 Betriebserlaubnis14 

 Darstellung des Betriebsbereichs 

 Beschreibung des Betriebszwecks 

 Bestätigung des KBA bzgl. der Gleichwertig-
keit als Nachweis zur Gültigkeit/Übertrag-
barkeit von nationalen ausländischen Be-
triebserlaubnissen 

Deaktivierbarkeit / Reaktivierbar-
keit der autonomen Fahrfunktion 

 Betriebsstrategie des Fahrzeugs 

 Netzabdeckungskarte(n) 

 
 
13 https://www.autobahn.de/digitales-innovation/digitale-autobahn/c-its  
14 Allgemeine Betriebserlaubnis oder gleichwertige ausländische Betriebserlaubnis oder EU-Typgenehmigung in Klein-
serie 

https://www.autobahn.de/digitales-innovation/digitale-autobahn/c-its
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 Ergebnis: Prüfbericht zur Deaktivier-/Reakti-
vierbarkeit der AF-Funktion (über die Tech-
nische Aufsicht) 

Technische Aufsicht 
 Führungszeugnis 

 Auskunft aus dem Fahreignungsregister 

 die für den Betriebszweck erforderlichen 
Nachweise der eingesetzten Personen 

 Ausbildungsnachweis im Sinne des § 14 
Abs. 1 AFGBV 

 Ergebnis: Prüfbericht zur Eignung der einge-
setzten Personen 

Aufgrund des Umfangs der einzureichenden Dokumente ist ein digitalisiertes und standardisier-
tes Verfahren von Vorteil. Die Einreichung der Dokumente in Papierform oder auch per Mail wäre 
mit Mehraufwand verbunden, insbesondere im Falle von notwendigen Nachbesserungen und 
Nachreichungen. Aus diesem Grund hat die Autobahn GmbH mit BEA von Anfang an ein digitales 
System für die Betriebsbereichsgenehmigung entwickelt. 

Abbildung 10 zeigt einen Auszug aus dem Webportal zur Antragsstellung von BEA. Insgesamt sind 
vom Antragsteller 31 Prüfpunkte auszufüllen (siehe Leiste oben in der Abbildung). Teilweise müs-
sen Nachweise hochgeladen werden, andere Prüfpunkte enthalten Hinweise, die nur als „zur 
Kenntnis genommen“ abgehakt werden. Die Prüfpunkte basieren auf den Regelungen in der  
AFGBV zur Betriebsbereichsgenehmigung sowie einem Mustergenehmigungsbogen, der eine An-
lage zu dem in Abschnitt 1.5.3 beschriebenen Begutachtungsleitfaden darstellt. Im unteren Teil 
von Abbildung 10 ist der Prüfpunkt zu sehen, bei dem der Betriebsbereich ausgewählt wird. Die 
Auswahl kann per Mausklick auf Start- und Endabschnitt auf der Karte oder per Auswahl mit der 
Tastatur über eine Baumstruktur erfolgen. Diese parallele Auswahlmöglichkeit dient dem Ziel der 
Barrierefreiheit, da eine Auswahl über die Tastatur in vielen Fällen leichter zugänglich ist als die 
Auswahl per Maus. 
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Abbildung 10: Auszug aus dem Webportal von BEA zur Beantragung einer Betriebsbereichsgenehmigung 

Nicht nur den Antragstellenden bietet BEA Hilfestellungen, auch den Operatoren auf Seiten der 
Autobahn GmbH, die die Anträge zukünftig bearbeiten werden, soll BEA Vorgaben an die Hand 
geben. Dabei wurde auch auf den Unterauftrag zur rechtlichen Unterstützung zurückgegriffen. So 
wurde beispielsweise bei dem Prüfpunkt „Führungszeugnis“, bei dem es um die Prüfung der Zu-
verlässigkeit der Technischen Aufsicht geht, eine Checkliste erarbeitet, die vorgibt, anhand wel-
cher Kriterien vorliegende Führungszeugnisse zu prüfen sind. Die Checkliste wurde in das 
Webportal integriert und umfasst vier Fragen, die auf das Vorliegen von Hinweisen, die an der Zu-
verlässigkeit der Person zweifeln lassen, abzielen. Dies könnten beispielsweise Eintragungen 
über relevante Straftaten im Führungszeugnis sein. Wenn eine der Fragen anhand des Führungs-
zeugnisses mit „Ja“ beantwortet wird, wird der Prüfpunkt als mangelhaft bewertet und der Antrag 
auf Betriebsbereichsgenehmigung wird abgelehnt. In diesem Fall würde der Antrag über das 
Webportal zurück an den Antragstellenden gehen, dieser hätte dann die Möglichkeit den Antrag 
zu überarbeiten und erneut zu stellen. Durch solche Hilfestellungen bei der Prüfung kann mit BEA 
eine möglichst einheitliche Prüfung sichergestellt werden. Im Ergebnis liegt mit BEA ein funkti-
onsfähiger Prototyp für die digitale Genehmigung von Betriebsbereichen vor. Bevor BEA im Regel-
betrieb eingesetzt werden kann, sind weitere Arbeiten notwendig. Im Projekt konnten noch nicht 
für alle Prüfpunkte detaillierte inhaltliche Prüfkriterien erarbeitet werden. Hier werden die Arbei-
ten – auch anhand der weiteren Erkenntnisse aus dem Arbeitskreis „Adhoc AG Betriebsbereichs-
genehmigung“ – weitergeführt werden. Zudem sind noch softwaretechnische Änderungen hin-
sichtlich Skalierung, Ausfallsicherheit, IT-Security und rechtssicherer Archivierung durchzufüh-
ren, bevor der Regelbetrieb von BEA starten und die erste Betriebsbereichsgenehmigung digital 
erteilt werden kann.  
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2.1.2 Security (AP2) 

Für die Entwicklung neuer, sicherer Fahrzeugarchitekturen inkl. eines Control Centers für die 
technische Aufsicht autonomer Lkw müssen Security-Anforderungen vollumfänglich und nach-
vollziehbar ermittelt und berücksichtigt werden. Security-Risikoanalysen ermöglichen hierfür 
Security-by-Design durch die Ableitung von Anforderungen für eine sichere Systementwicklung. 
Im AP2 werden Security-Risikoanalysen für den Kontext autonomer Pkw durchgeführt. Ziel ist au-
ßerdem die Erstellung eines prototypischen Werkzeugs für ein bereichsübergreifendes Security-
Management, das als Wissensbasis- und Incident-Management-Tool den gesamten Produktle-
benszyklus abdeckt. Die Autobahn GmbH unterstützt als Betreiberin der  
Bundesautobahnen, die der kritischen Infrastruktur angehören, bei der Ermittlung der relevanten 
Security-Standards. Zudem bringt die Autobahn GmbH ihre Expertise im Bereich IT-Security für 
das vernetzte Fahren ein. 

Bei der Sammlung der zu berücksichtigenden Security-Standards brachte die Autobahn GmbH 
das BSI IT-Grundschutz Kompendium ein. Durch den Partner und AP-Leiter Fraunhofer AISEC wur-
den im Rahmen des AP2 zwei Security-Risikoanalysen durchgeführt: eine zum Automated Driving 
System und eine zum Control Center. Die Autobahn GmbH brachte sich in die Risikoanalyse zum 
Automated Driving System mit den folgenden Themen ein: 

 Welche Richtlinien für die Security bei Vehicle-2-X und Vehicle-2-Infrastructure Kommunika-
tion maßgeblich sind 

 Ob neben den wirtschaftlichen Auswirkungen eines Security-Incidents für den Fahrzeugher-
steller auch die wirtschaftlichen Auswirkungen für den Infrastrukturbetreiber (z.B. durch Ver-
ursachen eines Staus oder Schäden an der Infrastruktur) in einer solchen Risikoanalyse zu be-
trachten sind 

 Wie der risikominimale Zustand auf Autobahnen aussieht 
Im Ergebnis wurden etwaige Auswirkungen auf die Infrastruktur bei bestimmten Arten von 
Security Incidents als mögliche Folge mitaufgenommen. Bei der Risikoanalyse zum Control Cen-
ter wurde das digitale Managementsystem BEA (In der Risikoanalyse „Dynamic route manage-
ment“ benannt) der Autobahn GmbH mitbetrachtet, da BEA über eine Schnittstelle zum Control 
Center verfügt. BEA verfügt über die Möglichkeit autonomes Fahren temporär und in bestimmten 
Streckenabschnitten einzuschränken und versendet dazu Nachrichten über Fahrteinschränkun-
gen an das Control Center. Vom Control Center erhält BEA die aktuellen Positionen der automa-
tisierten Lkw sowie ggf. weitere Statusdaten wie das Fahrtziel. Zum Zeitpunkt der Risikoanalyse 
war zudem vorgesehen, dass das Control Center bei Fahrteinschränkungen gemäß §10 Abs. 4 AF-
GBV nachweisen kann, dass ein sicherer Betrieb auch unter den geänderten Gegebenheiten wei-
terhin gewährleistet ist. In diesem Fall dürfte der Genehmigungsinhaber, trotz Fahrteinschrän-
kung, weiterhin die betreffenden Strecken befahren. Nach aktuellem Stand sollen die Fahrtein-
schränkungen jedoch über die Nebenbestimmungen (§9 Abs. 5 AFGBV, siehe auch Abbildung 7) 
statt über das Ruhen lassen (§10 Abs. 4 AFGBV) abgebildet werden, so dass diese Möglichkeit des 
Nachweises nicht mehr besteht. 
In der Risikoanalyse wurden zunächst alle Schnittstellen und Datenströme des Control Centers 
aufgelistet. Im nächsten Schritt wurden alle möglichen Angriffsszenarien und deren potenzielle 
Auswirkungen beschrieben. Die Auswirkungen werden in die Kategorien „Safety“, „Financial“, 
„Privacy“ und „Operational“ gegliedert. Durch Angriffsszenarien auf BEA entstehen verschiedene 
potenzielle Auswirkungen, u.a. z.B. „Operational“ oder „Financial“, also betriebliche und finanzi-
elle Auswirkungen, da durch Falschnachrichten von BEA Fahrten nicht stattfinden könnten. Als 
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Maßnahme, um Risiken zu minimieren wird eine Ende-zu-Ende-Verschlüsselung aller sensiblen 
und für den Betrieb wichtigen ausgetauschten Informationen des Control Centers mit externen 
Stellen, wie auch BEA, vorgeschlagen. Im Projekt konnte der Datenaustauch von BEA mit dem 
Control Center über einen VPN-Tunnel stattfinden. Bei einer Kommunikationslösung für einen zu-
künftigen Regelbetrieb müssen sowohl den Security-Anforderungen also auch einer einfachen 
Umsetzbarkeit (Skalierung, praktikables Registrierungsverfahren) Rechnung getragen werden. 
Um ihre Expertise im Bereich des vernetzten Fahrens zu teilen, hat die Autobahn GmbH im Rah-
men des AP2 einen Workshop „Security bei Nutzung von C-ITS-Diensten über ETSI ITS G5“ veran-
staltet. Ziel des Workshops war es, über die C-ITS Technologie zu informieren und den Partnern 
einen Überblick zu bieten, welche Anforderungen an eine sichere und vertrauenswürdige C-ITS-
Kommunikation bestehen. Cooperative Intelligent Transport Systems (C-ITS) sind bereits heute 
ein wichtiges Werkzeug, um Nachrichtenaustausch zwischen Fahrzeugen oder von Fahrzeugen 
mit der Infrastruktur umzusetzen und können in Zukunft auch eine wichtige Unterstützung für das 
automatisierte Fahren darstellen. Der C-ITS Dienst „Baustellenwarner“ der Autobahn GmbH ist 
bereits im Regelbetrieb und warnt vernetzte Fahrzeuge über den Kommunikationsstandard ETSI 
ITS G5 (basierend auf IEEE 802.11p) vor Tagesbaustellen. Aktuell werden diese Nachrichten vom 
Fahrzeug empfangen und dem Fahrer im Bordcomputer als Warnmeldung dargestellt. Zukünftig 
könnten Dienste wie der „Baustellenwarner“ – oder auch andere C-ITS-Dienste – die Sensorik au-
tomatisierter Fahrzeuge unterstützen: So können Ereignisse wie Gefahrenstellen erkannt werden, 
noch bevor diese für die Sensorik sichtbar sind. 

Im Workshop wurde den Teilnehmenden zunächst ein Überblick über die C-ITS-Aktivitäten der 
Autobahn GmbH gegeben. Für die Umsetzung und den Betrieb von C-ITS wurden die einschlägi-
gen europäischen Regelwerke und Standards berücksichtigt. Dazu zählen insbesondere ETSI-
Standards und darauf aufbauende C-Roads- und C2CCC-Profile für C-ITS Dienste und deren 
Nachrichtenprofile und Übertragungsmechanismen sowie das CPOC-Protokoll, die EU Security-
Policy, die EU Certificate-Policy und ergänzende technische Richtlinien des BSI als Grundlage für 
die C-ITS Trust-Domain. Mit der Entwicklung und Inbetriebnahme der C-ITS-Dienste verfolgt die 
Autobahn GmbH das übergeordnete strategische Ziel der Erhöhung der Verkehrssicherheit sowie 
der Erhöhung der Sicherheit für das Betriebsdienstpersonal. Es erfolgte eine Einordnung welche 
C-ITS-Dienste das automatisierte Fahren in welcher Form unterstützen könnten. Die Dienste las-
sen sich danach unterscheiden, ob das automatisierte Fahrzeug als Empfänger oder als Sender 
von Informationen auftritt. Als Empfänger kann das automatisierte Fahrzeug u.a. von folgenden 
Diensten profitieren: 

 Emergency Vehicle Approach (Warnung vor Einsatzfahrzeug -> Rettungsgasse bilden) 

 Roadworks Warning (Warnung vor Tagesbaustellen) 

 In Vehicle Signage (Übertragung von z.B. Verkehrszeichen ins Fahrzeug) 

 Collective Perception Message (Unterstützung der Umfeldwahrnehmung durch Übertragung 
der Objektlisten anderer Fahrzeuge) 

Die beiden erstgenannten Dienste befinden sich bereits im Regelbetrieb. 

Andersherum kann das automatisierte Fahrzeug auch als Sender von Informationen auftreten. 
Hierbei sind u.a. folgende Dienste möglich: 

 Probe Vehicle Data (Verkehrslageanalyse und verbessertes Verkehrsmanagement durch Fahr-
zeugstatusmeldungen) 

 „Digitales Warndreieck“ (Warnmeldung bei Ausführung eines MRM) 



 

 

 

 Schlussbericht 27/38  

 

Die Autobahn GmbH des Bundes 

 Manoeuver Coordination Message zur Koordination von Fahrmanövern mit anderen Fahrzeu-
gen (z.B. Einfädeln auf Autobahn) 

Anschließend wurde vorgestellt, warum Security bei C-ITS-Kommunikation so wichtig ist, welche 
gesetzlichen Vorgaben bestehen und wie die Autobahn GmbH diese Vorgaben in konkrete Anfor-
derungen überführt hat. Die Verifizierung der Kommunikationspartner gelingt mithilfe einer Public 
Key Infrastructure (PKI). Abgeschlossen wurde der Workshop mit einer Frage- und Diskussions-
runde. Themen waren hier u.a. die Bereitstellung von Daten über ein Backend wie z.B. die Mobili-
thek, die Latenzen bei Direktkommunikation im Vergleich mit Kommunikation über Backend und 
die erforderliche Hardware für die Umsetzung von C-ITS-Diensten. Insgesamt konnte mit dem 
Workshop ein gemeinsames Verständnis des Potenzials von C-ITS beim automatisierten Fahren 
geschaffen werden. 

2.1.3 Funktionale Anforderungen (AP3) 

Der Entfall des menschlichen Fahrers als Rückfallebene im Fehlerfall bei der L4-Automatisierung 
bedeutet, dass das System nicht nur seine primäre Fahraufgabe innerhalb seiner Operational De-
sign Domain (ODD, deutsch: Einsatzbereich) sicher beherrschen muss. Vielmehr ist dafür Sorge 
zu tragen, dass das System auch bei Fehlern, Ausfällen von Komponenten oder nicht beherrsch-
ten Fahrsituationen stets in der Lage ist, einen sicheren Systemzustand herzustellen. Mit diesem 
Sicherheitskonzept beschäftigt sich das dritte Arbeitspaket. Anhand funktionaler Szenarien wer-
den Gefährdungsanalyse und Risikobewertung durchgeführt. Die Autobahn GmbH brachte in die 
Betrachtungen im AP 3 die Sicht des Straßenbetreibers ein. 
Im Rahmen des AP3 hat die TU Braunschweig in Zusammenarbeit mit MAN und der Autobahn 
GmbH ein Paper verfasst. Das Paper trägt den Titel „Towards a Model-based Approach for Beha-
vioral Safety Concepts in Automated Driving“ und stellt ein Verhaltenssicherheitskonzept für au-
tomatisierte Fahrzeuge vor. Das Paper wurde bei IEEE Access eingereicht und wird voraussichtlich 
in 2026 veröffentlicht. Verhaltenssicherheit ist genau wie Funktionale Sicherheit oder Cybersi-
cherheit eine Sicherheitsdisziplin und beschäftigt sich mit Gefahren, die durch schlechte Perfor-
mance oder falsche Auslegung von Systemen hervorgerufen werden. Während bei der Funktiona-
len Sicherheit, die sich mit Gefahren durch Ausfälle von E/E-Systemen beschäftigt, Sicherheits-
konzepte zum Stand der Technik gehören, sind diese bei der Verhaltenssicherheit noch nicht 
etabliert. Im Paper wird daher ein bestehendes Sicherheitskonzept für Funktionale Sicherheit aus 
der Norm ISO 26262 um ein Verhaltenssicherheitskonzept ergänzt. Das vorgeschlagene Verhal-
tenssicherheitskonzept besteht zunächst aus Sicherheitszielen, aus denen Sicherheitsanforde-
rungen abgeleitet werden. Aus diesen Sicherheitsanforderungen werden wiederum Verhaltens-
kompetenzen, d.h. konkrete Aufgaben, die das Fahrzeug beherrschen muss, entwickelt. Die Me-
thodik zur Quantifizierung der Sicherheitsanforderung und der notwendigen Verhaltenskompe-
tenzen umfasst für eine gegebene (Gefahren-)Situation die Berechnung eines geschätzten Risi-
kos, eines tolerierbaren Risikos und daraus abgeleitet die notwendige Risikoreduktion. Letztere 
ist die Grundlage für die Erarbeitung der Verhaltenskompetenzen, bzw. Maßnahmen zur ge-
wünschten Reduktion des Risikos. Das Paper enthält zudem eine Empfehlung für die Zusammen-
arbeit zwischen Infrastrukturbetreibern und Fahrzeugherstellern: Ziel sollte die gemeinsame Er-
arbeitung einer ODD sein, damit das Sicherheitskonzept einheitlich auf die abgestimmte ODD 
ausgerichtet werden kann und sich so eine vergleichbare Bewertung der Sicherheitskonzepte 
ergibt. In den bereits in Abschnitt 2.1.1.3 erwähnten Arbeitskreisen des KBA gibt es bereits Bestre-
bungen zur Entwicklung einer einheitlichen Muster-ODD. 
Die Einbeziehung von Infrastrukturbetreibern wie der Autobahn GmbH in die Entwicklung von Si-
cherheitskonzepten ist auch deswegen so wichtig, weil die Autobahn GmbH im Rahmen der 
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Betriebsbereichsgenehmigung die Sicherheitskonzepte der Hersteller hinsichtlich der Fähigkei-
ten zum Beherrschen aller im Betriebsbereich auftretenden Ereignisse und Besonderheiten prü-
fen muss.  

Das bereits erwähnte Minimum Risk Manoeuvre (MRM) bzw. die Minimum Risk Condition (MRC) 
ist ein sehr wichtiger Baustein des Sicherheitskonzepts. MRM beschreibt das Fahrmanöver, wel-
ches ein automatisiertes Fahrzeug im Fehlerfall durchführt, um an einer möglichst sicheren Stelle 
anzuhalten. MRC beschreibt den Zustand, in dem sich das Fahrzeug befindet, wenn das MRM er-
folgreich durchgeführt wurde. Da die Autobahn GmbH als Straßenbetreiberin eine Verkehrssiche-
rungspflicht inne hat, ist die sichere Gestaltung des MRM ein wichtiges Thema für die Autobahn 
GmbH. Daher haben MAN und die Autobahn GmbH gemeinsam an einer Strategie für MRM und 
MRC auf Autobahnen gearbeitet. Im ersten Schritt wurden die gesetzlichen Anforderungen ge-
sichtet. In § 1d Absatz STVG sind folgende Anforderungen beschrieben:  

„Risikominimaler Zustand im Sinne dieses Gesetzes ist ein Zustand, in dem sich das Kraftfahrzeug 
mit autonomer Fahrfunktion auf eigene Veranlassung oder auf Veranlassung der Technischen Auf-
sicht an einer möglichst sicheren Stelle in den Stillstand versetzt und die Warnblinkanlage akti-
viert, um unter angemessener Beachtung der Verkehrssituation die größtmögliche Sicherheit für 
die Fahrzeuginsassen, andere Verkehrsteilnehmende und Dritte zu gewährleisten.“ 

Bei der Definition der „möglichst sicheren Stellen“ auf Autobahnen wirkt die Autobahn GmbH mit, 
MAN entwickelt im Gegenzug eine Strategie für das „Versetzen in Stillstand unter angemessener 
Beachtung der Verkehrssituation“, welches dann gemeinsam verfeinert und abgestimmt werden 
konnte. Nach Auffassung der Autobahn GmbH sind die möglichst sicheren Stellen auf Autobah-
nen in Abstufung von sicher zu unsicher: 

 Rastanlage/Parkplatz 

 Nothaltebucht/Seitenstreifen 

 Seitenstreifen an einer Autobahn, auf der die „Temporäre Seitenstreifenfreigabe (TSF)“ grund-
sätzlich existiert, aber gerade nicht aktiv ist 

Eine wichtige Grundlage für das MRM stellt zudem die Norm ISO/FDIS 23793-1 „Intelligente Ver-
kehrssysteme – Not-Halt-Assistent für das automatisierte Fahren“ dar. In der Norm werden drei 
verschiedene Arten von MRM definiert: 

1. Halt auf dem Seitenstreifen 

2. Halten im Fahrstreifen 

3. Direkter Halt 

Der Halt auf dem Seitenstreifen ist aus verkehrstechnischer Sicht das sicherste der drei Manöver 
und ist daher vorzuziehen. Voraussetzung für dieses Manöver ist allerdings, dass sowohl die Len-
kung als auch die für einen Fahrstreifenwechsel notwendige Sensorik noch funktionstüchtig bzw. 
verfügbar ist. Wenn aufgrund ausgefallener Sensorik ein Fahrstreifenwechsel nicht mehr möglich 
ist, muss gemäß der Norm auf das Halten im Fahrstreifen zurückgegriffen werden. Im Falle eines 
Ausfalls der Lenkung muss der direkte Halt, also das Verzögern bis in den Stillstand ohne Korrek-
turmöglichkeiten der Fahrtrichtung durchgeführt werden. Auf dieser Basis wurden den drei MRM-
Arten Anforderungen, notwendige Aktor- und Sensorfähigkeiten, mögliche Implementierungen 
sowie beispielhafte potenzielle Trigger zugeordnet. Dabei wurden sowohl Gesetze (z.B. EU 
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Regulation 2019/2144, StVG, AFGBV) als auch Normen (z.B. ISO 23793-1, ISO Flex 1888, SAE 
J3016) zu Rate gezogen.  

Um eine Einschätzung zum MRM aus Straßenbetreibersicht zu erarbeiten, hat die Autobahn 
GmbH das Team Verkehrssicherheit miteinbezogen. Grundsätzlich ist ein Anhalten auf der Auto-
bahn verboten (auch auf dem Seitenstreifen). In Notfällen, wie z.B. dem Liegenbleiben eines Fahr-
zeugs, bleibt es jedoch straffrei. Nach aktueller Einschätzung kann eine MRC rechtlich als ein Lie-
genbleiben eingestuft werden (vgl. Abschnitt 2.1.1.1). Die hohen Geschwindigkeiten stellen eine 
weitere besondere Herausforderung für MRM auf Autobahnen dar. Außerdem ist zu bedenken, 
dass in Szenarien wie Arbeitsstellen, Tunneln oder in Abschnitten, in denen kein Seitenstreifen 
vorhanden ist, das Anhalten mit noch höheren Risiken verbunden ist. Insgesamt gilt, dass das 
MRM ein Notfallmanöver ist, welches nur durchgeführt werden darf, wenn eine Weiterfahrt nicht 
möglich ist, bzw. mit höheren Risiken als ein Anhalten verbunden wäre. Die Auswahl der Art des 
MRM muss sich nach den Restfähigkeiten des Fahrzeugs richten. Der dauerhaften Selbstüberwa-
chung des Fahrzeugs (vgl. auch Abschnitt 5 „Dauerhafte Selbstüberwachung“ in Anlage 1 „Anfor-
derungen an Kraftfahrzeuge mit autonomer Fahrfunktion“ der AFGBV) kommt somit eine sehr 
wichtige Aufgabe zu, bei der auch die Echtzeitfähigkeit entscheidend ist. 

Durch die Zusammenarbeit zwischen Hersteller und Straßenbetreiber konnten so wichtige 
Grundlagen für MRM auf Autobahnen gelegt werden. Mit dem „digitalen Warndreieck“, welches 
andere vernetzte Verkehrsteilnehmer bei Durchführung eines MRM per C-ITS-Direktkommunika-
tion warnt, wurde zudem eine Möglichkeit erprobt, um das Umfeld über ein MRM zu informieren 
und eine etwaige Alternative zum Aufstellen eines physischen Warndreiecks entwickelt. Mehr De-
tails zum „digitalen Warndreieck“ sind im folgenden Abschnitt 2.1.4 zu finden. 

2.1.4 Test- und Validierungsmethoden (AP4) 

Die Verifikation der Sicherheitsanforderungen automatisierter Fahrzeuge (mit einem SAE-Level 
3+) und die Validierung ihres sicheren Betriebs stellen zentrale Herausforderungen bei der 
Markteinführung automatisierter Fahrzeuge dar. Im Rahmen dieses Arbeitspakets werden szena-
rienbasierte und simulative Testansätze mit dem Ziel der Gesamtfahrzeugverifikation und Sicher-
heitsvalidierung automatisierter Fahrzeuge untersucht. Zudem wird die Übertragbarkeit und die 
Eignung der entwickelten Testansätze im Hinblick auf eine potenzielle Serienentwicklung eines 
Level-4-Fahrzeugs evaluiert und somit deren zukünftige industrielle Verwertbarkeit berücksich-
tigt. Die Autobahn GmbH begleitete das AP4 aus Sicht des Straßenbetreibers. 

Die Testfahrten des AP4 fanden auf dem Testzentrum Mobilität des ADAC in Penzing bei Landsberg 
am Lech statt. Für die Validierung der simulativen Testmethoden wurde zu Anfang des Projektes 
darüber nachgedacht, dass Testfahrten auf einer möglichst autobahnähnlichen Straße – z.B. einer 
bereits gebauten, aber noch nicht für den Verkehr freigegebenen Autobahn oder dem ehemaligen, 
heute stillgelegten, Autobahnabschnitt Thurnau Ost – eine sinnvolle Ergänzung zu den bereits auf 
dem Testgelände stattfindenden Testfahrten darstellen könnten, da das Testgelände in Penzing 
zwar autobahnähnlich, jedoch gewisse Unterschiede in Bezug auf Geometrie, Markierung und 
Verkehrsführung im Vergleich zu einer echten Autobahn aufweist. Es fand eine gemeinsame Be-
sichtigung des ehemaligen Autobahnabschnitts Thurnau Ost statt (siehe Abbildung 11).  
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Abbildung 11: Teststrecke Thurnau Ost mit Lkw zur Probefahrt 

 

Im Laufe des Projektes wurde jedoch das Testgelände in Penzing als ausreichend angesehen, so 
dass Thurnau Ost doch nicht für Testfahrten des AP4 genutzt wurde. Gründe dafür waren die Lage 
von Thurnau Ost (260 km von München entfernt) und die relativ geringe Länge des Abschnitts von 
850 m. Zudem wurde mit der in Abschnitt 2.1.1.3 beschriebenen Erprobungsgenehmigung bereits 
die Genehmigung für Fahrten auf einer echten Autobahn – also im Realverkehr – erlangt, weshalb 
Testfahrten auf einer gesperrten Autobahn nicht mehr notwendig waren. Zwar würde eine solche 
gesperrte Autobahn nochmal andere Testfälle erlauben als die Fahrten im Realverkehr (gemäß 
Erprobungsgenehmigung muss bei letzterem z.B. stets eine technische Aufsicht, die im Notfall 
eingreifen kann, z.B. ein Sicherheitsfahrer, vor Ort anwesend sein), die Kombination aus der Test-
strecke in Penzing und den Fahrten im Realverkehr erzielte jedoch eine vollständige Abdeckung 
aller gewünschten Testfälle. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Autobahn GmbH im AP4 war die Erprobung von C-ITS Diensten als 
Unterstützung für autonome Fahrzeuge gemeinsam mit MAN. Um die Umfeldwahrnehmung au-
tonomer Fahrzeuge zu unterstützen, kann Nachrichtenaustausch mit der Infrastruktur oder zwi-
schen Fahrzeugen untereinander ein entscheidendes Instrument sein. Es wurden daher zwei  
C-ITS Anwendungsfälle erprobt: der „Baustellenwarner“ sowie das „Digitale Warndreieck“. Nä-
hert sich ein (autonomes) Fahrzeug einer Baustelle, erhält es bis zu 800 Meter davor über WLANp 
die Information „Achtung, Baustelle voraus“. Damit bleibt dem Fahrzeug genügend Zeit, um ent-
sprechend auf die Situation zu reagieren, noch bevor diese von der Sensorik erfasst werden kann. 
Einem autonomen Fahrzeug wäre es so zukünftig z.B. möglich bei einer Tagesbaustelle frühzeitig 
– falls notwendig – einen Fahrstreifenwechsel zu planen. Der C-ITS Dienst würde damit also eine 
Unterstützung der Bordsensorik bzw. eine Vergrößerung des Radius der Umfeldwahrnehmung 
darstellen. 

Beim „digitalen Warndreieck“ sendet ein autonomes Fahrzeug, welches ein MRM (siehe auch Ab-
schnitt 2.1.3) durchführt, eine Warnmeldung „Achtung, langsames Fahrzeug voraus“ aus. Ver-
kehrsteilnehmer werden so umgehend gewarnt, dass der Lkw vor ihnen die Geschwindigkeit 
(drastisch) reduziert und seine Fahrt langsam fortsetzt. Für den spezifischen Use Case eines au-
tonomen Fahrzeugs, das ein MRM durchführt, existiert bislang noch kein eigener Subcausecode 
(Code des Nachrichtentyps). Es könnte daher in den entsprechenden Gremien (Car-2-Car Com-
munication Consortium) angeregt werden, ob ein solcher Subcausecode eingeführt werden 
sollte. Im Rahmen des Projekts wurde die Warnmeldung daher mit den bestehenden 
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Subcausecodes umgesetzt (siehe Tabelle 2): Fällt die Geschwindigkeit bei der Durchführung des 
MRM unter einen bestimmten Schwellenwert, beispielsweise <1 m/s, so sendet der Lkw nicht 
mehr „langsames Fahrzeug“ aus, sondern ändert seinen Nachrichtentyp auf „Achtung Panne“ 
oder „Achtung, stehengebliebenes Fahrzeug voraus“. § 15 StVO verpflichtet zum Aufstellen eines 
Warndreiecks, wenn ein Fahrzeug liegenbleibt. Dies ist bei autonomen, also fahrerlosen, Fahrzeu-
gen nicht umsetzbar. Technische Lösungen wie z.B. das „digitale Warndreieck“ könnten hierfür 
zukünftig eine Alternative darstellen. 

Tabelle 2: Subcausecodes der beiden Nachrichten, die im Projekt zur Umsetzung des „digitalen Warndreiecks“ ver-
wendet wurden 

Nachricht Causecode Subcausecode 

Langsames Fahrzeug 26 0 (nicht weiter spezifiziertes langsames 
Fahrzeug) 

Stehendes Fahrzeug / 
Pannenfahrzeug 

94 0 (nicht weiter spezifiziertes Pannenfahr-
zeug) 

 

Um das Potenzial von C-ITS beim autonomen Fahren zu zeigen, wurden die beiden Anwendungs-
fälle nicht nur auf dem Prüfgelände erprobt, sondern auch bei der Abschlussveranstaltung erfolg-
reich demonstriert. In Abbildung 12 sind der ATLAS-Lkw und die mit dem Baustellenwarner aus-
gestattete fahrbare Absperrtafel der Autobahn GmbH beim gemeinsamen Testen des C-ITS Use 
Cases zu sehen. Abbildung 13 zeigt die Warnmeldung bei einem MRM. 

 
Abbildung 12: C-ITS fähiger Baustellenwarner 

 
Abbildung 13: Warnmeldung bei einem MRM 

 

2.1.5 Software-Plattform L4 (AP5) 

Dieses Arbeitspaket befasst sich mit der Entwicklung der Software-Architektur für einen Level-4-
Lkw. Dieses umfasst die Funktionsarchitektur, die Softwarearchitektur, die Testbarkeit und die 
verwendete Softwareentwicklungsplattform sowie die Betrachtung unterschiedlicher Architek-
tursichten innerhalb eines Architektur-Frameworks. 
Für dieses Arbeitspaket hatte die Autobahn GmbH keine Aktivitäten geplant. 

2.1.6 Hardware Architektur L4 (AP6) 

Dieses Arbeitspaket hat den Aufbau der Hardware-Architektur für einen Level-4-Lkw zum Ge-
genstand. Diese umfasst die Komponenten für die Rechnerhardware, das redundante Bordnetz 
sowie das Lenk- und Bremssystem.  
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Für dieses Arbeitspaket hatte die Autobahn GmbH keine Aktivitäten geplant.  

2.1.7 Perzeption für den Use Case Hub-to-Hub (AP7) 

Im Arbeitspaket 7 erfolgt die Wahrnehmung der statischen und dynamischen Elemente des Um-
felds sowie die hochgenaue Eigenlokalisierung eines Level-4-Lkw innerhalb einer digitalen Karte.  
Für dieses Arbeitspaket hatte die Autobahn GmbH keine Aktivitäten geplant. 

2.1.8 Funktionsentwicklung (AP8) 

Die Funktionsentwicklung setzt die Fahrfunktionen um, die das eigentliche Fahrverhalten des 
automatisierten Lkws beschreiben. Für dieses Arbeitspaket hatte die Autobahn GmbH keine Ak-
tivitäten geplant. 

2.1.9 Control Center und technische Aufsicht (AP9) 

Das Control Center in ATLAS-L4 dient der Überwachung und Steuerung von Fahrzeugen mit ho-
hem Automatisierungslevel sowie aus solchen Fahrzeugen bestehenden Fahrzeugflotten. Das 
Control Center übernimmt damit auch (u. a.) die durch das Gesetz zum autonomen Fahren vor-
gegebenen Aufgaben der Technischen Aufsicht. 

Die Autobahn GmbH entwickelte im Rahmen des AP9 das digitale Managementsystem BEA für 
die Genehmigung und Verwaltung von Betriebsbereichen für das autonome Fahren, welches über 
eine Schnittstelle zum Control Center verfügt. In Abschnitt 2.1.1.1 wurde bereits auf die Funktion 
der Betriebsbereichsgenehmigung eingegangen. In diesem Kapitel liegt der Fokus auf der Verwal-
tung der Betriebsbereiche und der Interaktion mit dem Control Center. 

Bei der Konzeption von BEA wurden zunächst die Ziele bei der Verwaltung von Betriebsbereichen 
definiert. Anschließend wurden die dafür notwendigen Ein- und Ausgänge definiert und dann die 
Abläufe innerhalb von BEA entwickelt. Als Infrastrukturbetreiberin hat die Autobahn GmbH eine 
Verkehrssicherungspflicht für die Straßen in ihrem Verantwortungsbereich. Das übergeordnete 
Ziel von BEA ist es, die Verkehrssicherungspflicht auch beim zukünftigen Serienbetrieb von auto-
nomen Fahrzeugen zu gewährleisten und das autonome Fahren zudem in das Verkehrsmanage-
ment zu integrieren. Mit diesen Grundannahmen konnte das Konzept entwickelt werden. BEA 
wurde im Projekt mit dem Control Center vernetzt und ermöglicht es, das autonome Fahren zu 
monitoren und bei dynamischen Ereignissen – z.B. Arbeitsstellen – Anordnungen zu Fahrtein-
schränkungen für autonome Fahrzeuge zu übermitteln. Dadurch können zukünftig Informationen 
über autonome Fahrzeuge in das Verkehrsmanagement miteinfließen und durch die Möglichkeit 
bei besonderen Ereignissen Fahrteinschränkungen anzuordnen, kann der Verkehrssicherungs-
pflicht Rechnung getragen werden. Als gesetzliche Grundlage für diese Fahrteinschränkungen 
soll § 9 Abs.5 AFGBV dienen, wonach es der für  den Betriebsbereich zuständigen Behörde mög-
lich ist, Nebenbestimmungen anzuordnen (siehe auch Abbildung 7). In Abhängigkeit von der ODD 
der Fahrzeuge können so Nebenbestimmungen erstellt werden, die z.B. das autonome Fahren in 
Arbeitsstellen mit bestimmten Eigenschaften verbieten. Natürlich sollen solche einschränken-
den Nebenbestimmungen nur falls notwendig – also falls aufgrund der ODD oder der im Rahmen 
der Betriebsbereichsgenehmigung durchgeführten Realfahrten berechtigte Zweifel daran auf-
kommen, dass das Fahrzeug das definierte Ereignis sicher bewältigen kann – angeordnet werden. 
Wenn das Fahrzeug alle im Betriebsbereich auftretenden Besonderheiten sicher bewältigen kann, 
sind keine Nebenbestimmungen erforderlich. Abbildung 14 zeigt beispielhaft den BEA-
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Regeleditor für eine Regel, die bei mobilen Arbeitsstellen, also beweglichen Tagesbaustellen, grei-
fen würde. Wenn dann eine solche Arbeitsstelle einträte, würde BEA dies über AutobahnOS, dem 
Betriebssystem für die Verkehrszentralen der Autobahn GmbH, erfahren und daraufhin automa-
tisch eine Fahrteinschränkung für den betreffenden Streckenabschnitt und Zeitraum erstellen 
und an alle Technischen Aufsichten übermitteln, bei denen die betreffende Nebenbestimmung in 
der Betriebsbereichsgenehmigung hinterlegt ist. In der Übersichtskarte von BEA wäre die stre-
ckenabschnittsbezogene Fahrteinschränkung dann wie in Abbildung 15 dargestellt eingezeich-
net. Dieses Vorgehen ist insbesondere für planbare Ereignisse passend. Bei unplanbaren Ereig-
nissen, wie z.B. Staus, Unfällen oder Gefahrenmeldungen, sollen keine Fahrteinschränkungen an-
geordnet werden. Hierbei ist das Fahrzeug, bzw. das Fahrzeug im Zusammenspiel mit der techni-
schen Aufsicht, selbst verantwortlich mögliche Systemgrenzen zu erkennen und angemessen zu 
reagieren. Informationen über aktuelle unplanbare Ereignisse, die der Autobahn GmbH vorliegen, 
sollen jedoch an die technischen Aufsichten übermittelt werden. Der genaue Übertragungsweg 
hierfür wird Gegenstand zukünftiger Entwicklungen sein.  

 
Abbildung 14: BEA: Beispiel für eine Regel, die in die Nebenbestimmungen aufgenommen werden kann 
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Abbildung 15: Beispiel für eine Fahrteinschränkung aufgrund einer Arbeitsstelle 

 

 
Abbildung 16: Zusammenspiel von dem Control Center, BEA und AutobahnOS 

Abbildung 16 zeigt die Architektur von BEA im Zusammenspiel mit dem Control Center und Auto-
bahnOS. Von AutobahnOS bezieht BEA Informationen über dynamische Ereignisse, außerdem 
nutzt BEA Basisdienste von AutobahnOS. Aktuell sind folgende Ereignisse angebunden: 

 Arbeitsstellen 

 Staus 

 Gefahrenmeldungen 

 Unfälle 

 Vollsperrungen 

Etwaige Fahrteinschränkungen werden von BEA an das Control Center ausgesendet. Das Control 
Center sendet daraufhin eine Empfangsbestätigung. Im Projekt wurde dieser Datenaustausch 
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zwischen BEA und dem Control Center gemeinsam von MAN und der Autobahn GmbH erprobt 
und auf der Abschlussveranstaltung erfolgreich demonstriert. 

Wie bereits in Abschnitt 2.1.1.3 erwähnt, soll BEA nach Projektende in den Regelbetrieb überführt 
werden. Neben einigen funktionalen Erweiterungen und Finalisierungen, wie z.B. dem Übertra-
gungsweg für Informationen über unplanbare Ereignisse an die technischen Aufsichten, sind 
auch noch einige technische und organisatorische Aufgaben zu lösen. Dies umfasst beispiels-
weise die Themen: 

 Schnittstellen zu Antragstellern und technischen Aufsichten, Registrierungsverfahren 

 Verfügbarkeit und Ausfallsicherheit, sowie die damit zusammenhängende Skalierung der 
Hardwarekomponenten 

 Fachliche und technische Betriebsüberwachung 

 Rechtssichere Archivierung 

 IT-Sicherheit und Zugriffs-Sicherheit 

Die Themen wurden bereits in einem Konzept zur Überführung in den Regelbetrieb adressiert und 
sollen nun Schritt für Schritt umgesetzt werden. 

 

 

2.2 Wichtige Positionen des zahlungsmäßigen Nachweises 
Tabelle 3: wichtigste Positionen des zahlungsmäßigen Nachweises 

Position Benennung im Antrag 
(AZK/AZA) 

Verwendung 

0835 Vergabe von Aufträgen Unterauftrag Entwicklung des digitalen 
Managementsystems BEA und zum juris-
tischen Unterauftrag zur Gesetzesana-
lyse 

 

2.3 Darstellung der Notwendigkeit und Angemessenheit der geleiste-
ten Arbeit 

Das autonome Fahren ist von großer Bedeutung für den Wirtschaftsstandort Deutschland und zur 
Behandlung der in Kapitel 1 dargestellten Herausforderungen für die Logistikbranche. Der neu ge-
schaffene Gesetzesrahmen bestehend aus dem Gesetz zum autonomen Fahren und der AFGBV 
ist nur dann ein Gewinn, wenn er auch genutzt und in die Praxis umgesetzt wird. Insofern ist die 
im Rahmen von ATLAS-L4 geleistete Arbeit als wichtige und notwendige Grundlage für die Umset-
zung anzusehen. Der signifikante Forschungsanteil und das damit verbundene Entwicklungsri-
siko machten eine Förderung des Vorhabens notwendig. Die Umsetzung des ambitionierten Vor-
habens setzte eine zielgerichtete und koordinierte Vorgehensweise voraus. Mit der Erlangung der 
ersten Erprobungsgenehmigung für ein Nutzfahrzeug konnte in ATLAS-L4 ein großer Erfolg erreicht 
werden. Durch die Entwicklung des digitalen Managementsystems BEA konnte die Autobahn 
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GmbH die Basis für ihre neue Aufgabe, die Betriebsbereichsgenehmigung für alle Autobahnen in 
Deutschland, legen. BEA soll im Anschluss an das Projekt in den Regelbetrieb überführt werden. 
Insgesamt kann die geleistete Arbeit als angemessen eingestuft werden. 

 

2.4 Nutzen und Verwertbarkeit der Ergebnisse 
Da die Autobahn GmbH eine öffentliche Einrichtung ist, ist keine wirtschaftliche Verwertung von 
Projektergebnissen geplant. Ggf. können jedoch zukünftig Gebühren zur Kostendeckung gemäß 
GebOST für die Betriebsbereichsgenehmigung erhoben werden. BEA soll zur effizienten digitalen 
Abwicklung dieser Betriebsbereichsgenehmigung genutzt werden. Die beiden in Abschnitt 2.1.4 
beschriebenen C-ITS Use Cases sollen weiterentwickelt werden, um so zukünftig das autonome 
Fahren mittels Nachrichtenaustausch zu unterstützen. 

Projektergebnis / Inhalt Nutzen / Verwertung 

Software BEA (Betriebsbereichs- und Ereig-
nismanagement auf Autobahnen) 

Überführung in den Regelbetrieb. Nutzung als On-
line-Tool für die Betriebsbereichsgenehmigung 
und -verwaltung, um das autonome Fahren auf 
deutschen Autobahnen zu ermöglichen. Vorstel-
lung des Konzepts auf Konferenzen oder in Pa-
pern. 

Für die Betriebsbereichsgenehmigung werden ggf. 
Gebühren zur Kostendeckung erhoben. 

Rechtliches Gutachten Einfließen der Ergebnisse in die Weiterentwick-
lung von BEA und in die Umsetzung der Betriebs-
bereichsgenehmigung. Nutzung zur Evaluation 
der AFGBV. 

C-ITS Use Case „digitales Warndreieck“ Weiterentwicklung des Use Cases. Ggf. Einbrin-
gen von neuen Subcausecodes „Minimum Risk 
Manoeuvre“ und „Minimum Risk Condition“ in die 
entsprechenden Gremien 

Vorausschauendes Erkennen einer Tages-
baustelle via C-ITS als Unterstützung der 
Sensorik autonomer Fahrzeuge 

Baustellenwarner bereits in Betrieb; Weiterent-
wicklung für autonome Fahrzeugsysteme möglich 

 

2.5 Bekannt gewordener Fortschritt auf dem Gebiet des Vorhabens 
bei anderen Stellen 

MODI 

Das bereits in Abschnitt 1.5.2 erwähnte Projekt MODI beschäftigte sich mit der Automatisierung 
des Lkw-Verkehrs. In Abgrenzung zu ATLAS-L4 wurden in MODI auch innerstädtische Use Cases 
betrachtet. Zudem stand durch den Korridor Rotterdam – Oslo als Erprobungsgebiet die 
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Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Ländern im Fokus. Neben der Automatisierung der ei-
gentlichen Fahraufgabe wurden in MODI auch Szenarien wie Grenzübergänge, Zollstationen und 
Frachtumschlagsterminals thematisiert. Trotz des gleichen Grundthemas gab es also unter-
schiedliche Schwerpunkte in ATLAS-L4 und MODI. 

Begutachtungsleitfaden 

Wie in Abschnitt 1.5.3 und 2.1.1 beschrieben, nimmt die Autobahn GmbH an Arbeitsgruppen mit 
dem KBA, den Landesbehörden und den Prüforganisationen teil. Im Rahmen dieser Arbeitsgruppe 
wurde der bereits in Abschnitt 1.5.3 beschriebene Begutachtungsleitfaden für die Betriebsbe-
reichsgenehmigung erarbeitet. Die Autobahn GmbH orientiert sich an diesem Begutachtungsleit-
faden und lässt die Erkenntnisse daraus in die Entwicklung von BEA einfließen. Z.B. basieren die 
Prüfpunkte für die Betriebsbereichsgenehmigung in BEA auf dem Musterantragsformular, wel-
ches eine Anlage des Begutachtungsleitfadens ist.  

VVMethoden, Pegasus 

Das Projekt VVMethoden (Verification Validation Methods), welches zu der Pegasus-Projektfami-
lie gehört, beschäftigt sich mit Testing und Absicherung von automatisierten Fahrfunktionen. Die 
Abschlussveranstaltung von VVMethoden fand im November 2023 statt. Dadurch, dass die TU 
Braunschweig sowohl in ATLAS-L4 als auch in VVMethoden vertreten war, sind Erkenntnisse in 
ATLAS-L4 eingeflossen. Das 6-Ebenen-Modell, welches aus Pegasus entstanden ist, wurde von 
der Autobahn GmbH an verschiedenen Stellen verwendet, z.B. als Grundlage für die Beschrei-
bung der OD (Operational Domain, deutsch: Betriebsbereich). 

 

2.6 Erfolgte oder geplante Veröffentlichungen 
 

Titel Datum Format Inhalt (kurz) 

Betriebsbereichsgeneh-
migung für autonome 
Fahrzeuge – Herausfor-
derungen und Erfolgs-
faktoren 

07.05.2025 (ATLAS-L4 
Abschlussveranstaltung) 

19.11.2025 (Tagung Au-
tomatisiertes Fahren Er-
ding) 

Q2/Q3 2026 (Paper im 
Rahmen der Tagung) 

Vortrag und Pa-
per 

• Betriebsbereichsgeneh-
migung, BEA 

• Vortrag auf der ATLAS-L4 
Abschlussveranstaltung 
gemeinsam mit GSK 
Stockmann 

• Vortrag auf der Tagung Au-
tomatisiertes Fahren inkl. 
möglicher nachträglicher 
Einreichung als Paper 

Towards a Model-based 
Approach for Behavioral 
Safety Concepts in Au-
tomated Driving 

Q1/Q2 2026 Paper, Einrei-
chung bei IEEE 

• Paper der TU Braun-
schweig unter Mitwirkung 
der Autobahn GmbH 

• Verhaltenssicher-
heitskonzept 

• Beitrag Autobahn GmbH: 
Sicht des 
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Straßenbetreibers, mögli-
che Anwendung im Rah-
men der Genehmigungs-
verfahren 

Pilotprojekt ATLAS-L4 
bringt automatisierte 
Trucks auf die Auto-
bahn 

Februar 2024 Artikel und In-
terview in der 
Zeitschrift 
„Straße und Au-
tobahn“ 

• Autonomes Fahren und 
ATLAS-L4 

Projekt ATLAS-L4: Auto-
nom fahrende Lkw sind 
die Zukunft 

Letztes Update im Sep-
tember 2025 

Autobahn-
Homepage: 
https://www.au-
tobahn.de/digi-
tales-innova-
tion/digitale-au-
tobahn/autono-
mes-fahren  

• Projektübersicht und Bei-
träge der Autobahn 
GmbH 

• Weitere Pressemitteilun-
gen auf der Autobahn-
Homepage erfolgt am 
18.04.2024 und 
08.05.2025 

Tbd Voraussichtlich 2026 Bericht der 
Gruppe „Infra-
struktur“ im 
Rahmen des 
„Runder Tisch 
Autonomes 
Fahren“ 

• Expertise der Autobahn 
GmbH aus ATLAS-L4 im 
Bereich Betriebsbereichs-
genehmigung 
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